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Die Staatenprüfung Österreichs durch den 
UN-Fachausschuss für die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen war der Höhepunkt 
der behindertenpolitischen Aktivitäten im 
laufenden Jahr.

Am 22. und 23. August überprüfte der Ausschuss 
der Vereinten Nationen, in welchen Bereichen bei der Umsetzung der vor 15 
Jahren von Österreich ratifizierten UN-Behindertenrechtskonvention seit der 
vorangegangenen Überprüfung im Jahr 2013 Fortschritte erzielt wurden und 
wo es noch Handlungsbedarf gibt.

Die an Österreich gerichteten, schriftlichen Handlungsempfehlungen zeigen 
wieder einmal, dass in Österreich seitens des Bundes, der Länder und Ge-
meinden noch enorm viel zu tun ist, bis die UN-Konvention vollumfänglich 
umgesetzt ist. (Lesen Sie mehr ab Seite 8).

Die Medienresonanz auf die Überprüfung Österreichs war enorm. So berich-
tete das ORF-Fernsehen in 16 Beiträgen über die Staatenprüfung, Ö1 in drei 
Journalsendungen, und auch die regionalen Radiosender nahmen sich des 
Themas an. Darüber hinaus wurde die mangelnde Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention in dutzenden Artikeln von Tageszeitungen und 
Online-Medien aufgegriffen.

Das Präsidium und das Team des Österreichischen Behindertenrats hoffen, 
dass dadurch das Bewusstsein in der Politik und Öffentlichkeit geschärft wird 
und den Worten endlich Taten folgen. Wir werden jedenfalls nicht müde, 
unsere Anliegen weiterhin auf sämtlichen Ebenen kundzutun. 

Ihr Klaus Widl
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Liebe Leser*innen!
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KOLUMNE
von Martin Ladstätter, 
Präsidiumsmitglied 
Österreichischer Behindertenrat

Nach den intensiven Diskus-
sionen zu Sendungen von 

"LICHT INS DUNKEL" im Jahr 2022 lud ORF-Gene-
raldirektor Roland Weißmann im Februar 2023 zu 
einem „Runden Tisch“.

Nach der Veranstaltung hielt er fest: „LICHT INS 
DUNKEL leistet einen wichtigen Beitrag dazu, aber 
selbstverständlich nehmen wir die Kritik sehr ernst 
und werden sie gemeinsam mit unseren Partnern 
vom Verein LICHT INS DUNKEL in die Weiterentwick-
lung einfließen lassen. Die heutige Veranstaltung 
hat einen wichtigen Beitrag dazu geleistet, und wir 
werden den Dialog fortsetzen!“

Was wurde aus den Versprechungen? Der Österrei-
chische Behindertenrat hat nachgefragt:
Der Verein "LICHT INS DUNKEL" hat Maßnahmen er-
griffen. Mit dem Beschluss, Wirkungsanalysen einzu-
führen und neue Kriterien für die Förderungen fest-
zulegen, möchte der Verein zielgerichteter fördern. 
Ein Betrag von 17 Mio. EUR wurde in den letzten 12 
Monaten für Inklusionsprojekte bereitgestellt, ein 
klares Zeichen zur Weiterentwicklung.

Eine ORF-interne Überprüfung der Fernseh- und 
Hörfunkbeiträge aus 2022 hat ergeben: Die Quali-
tät der Sendungen muss verbessert werden. 2,5 % 
der Beiträge hatten Mängel; bei weiteren 8 bis 10 % 
gibt es „Verbesserungspotential“. Der Generaldirek-
tor betont, dass daraus gelernt werden soll.

Doch trotz dieser positiven Anzeichen bleibt ein Ge-
fühl der Unsicherheit.

Die Zusammenarbeit zwischen dem Verein "LICHT 
INS DUNKEL" und dem ORF scheint noch nicht in 
dem Maße verwirklicht zu sein, wie es notwendig 
wäre, um wirklich substantielle Veränderungen her-
beizuführen. Die Unsicherheit darüber, ob die Kritik 
des Vorjahres tatsächlich zu Herzen genommen 
wurde, hängt immer noch in der Luft.

Die Zukunft wird zeigen, ob die getroffenen Maß-
nahmen Früchte tragen werden. 
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Der Fachausschuss der Vereinten 
Nationen veröffentlichte seine 
Handlungsempfehlungen: 

Bund, Länder und Gemeinden sind 
gefordert, endlich die UN-Behinder-
tenrechtskonvention vollumfänglich 
umzusetzen.

Foto: Canva

Überprüfung auf Arbeitsfä-
higkeit erst mit 25 Jahren: 
Eine Novelle ermöglicht ab 

2024 den Zugang zu Angeboten des 
Arbeitsmarktservice für bislang als 
"arbeitsunfähig" geltende Personen 
unter 25 Jahren.
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Seit dem innerstaatlichen In-
krafttreten der UN-Behinder-
tenrechtskonvention (UN-BRK) 

am 26. Oktober 2008 müssen Bund, 
Länder und Gemeinden gleicher-
maßen die Konvention in Österreich 
umsetzen. Neben der Verwaltung 
sind die Gesetzgebung von Bund und 
Ländern sowie die Rechtsprechung 
gefordert, Maßnahmen im Einklang 
mit der Konvention zu setzen bzw. 
konventionskonform zu entschei-
den. Der Staat muss darüber hinaus 
regelmäßig dem UN-Fachausschuss 
für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen über den Stand der 
Umsetzung berichten.

Erste Staatenprüfung 
Österreichs
Die ersten Staatenprüfung Öster-
reichs fand 2013 statt. Sie wurde 
von einem aus 18 Expert*innen aus 
unterschiedlichen Vertragsstaaten 
bestehenden UN-Fachausschuss 
durchgeführt. Im Anschluss an diese 
erste Überprüfung wurden 23 Hand-
lungsempfehlungen ausgesprochen. 

Zweite und dritte 
Staatenprüfung Österreichs
List of Issues
Im Jahr 2018 wurde zur Vorberei-
tung auf die zweite und dritte Staa-
tenprüfung vom UN-Ausschuss ein 
45 Fragen umfassender Fragen-Ka-

talog („List of Issues“) an Österreich 
übermittelt. Der Staat beantwortete 
diesen mit Beiträgen aller Bun-
desministerien und Bundesländer 
(Staatenbericht) und sendete diesen 
im September 2019 an den UN-Fach-
ausschuss. 

Ergänzend zum Staatenbericht 
verfassten die Zivilgesellschaft 
(koordiniert vom Österreichischen 
Behindertenrat), der Unabhängige 
Monitoringausschuss, die Volks-
anwaltschaft und die Behinderten-
anwaltschaft Berichte und sendeten 
diese im Jahr 2023 an den Fachaus-
schuss.

Staatenprüfung Österreichs 
durch Vereinte Nationen
Die Republik Österreich wurde am 22. und 23. August 2023 in Genf 
vom Fachausschuss der Vereinten Nationen geprüft. Im Rahmen der 
Staatenprüfung wurde erneut kontrolliert, ob die UN-Konvention über die 
Rechte der Menschen mit Behinderungen in Österreich umgesetzt wird.

Gesamte österreichische Staatendelegation mit Vertreter*innen der Zivilgesellschaft und der Überwachungsstellen bei 
der Staatenprüfung Österreichs am Sitz der Vereinten Nationen im Palais des Nations, Genf Fotos: Österreichischer Behindertenrat
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Private Meeting
Im Vorfeld der Staatenprüfung, am 
21. August 2023, trafen sich eine
vom Österreichischen Behinderten-
rat koordinierte zivilgesellschaftliche
Delegation, sowie je ein Vertreter
des Monitoringausschusses und der
Volksanwaltschaft mit dem Fachaus-
schuss im Rahmen eines nichtöffent-
lichen Meetings, um die gravierends-
ten Mängel bei der Umsetzung der
UNBRK in Österreich zu thematisie-
ren. Nach der Verlesung der State-
ments durch die Zivilgesellschaft,
den Vorsitzenden des Monitoring-
ausschuss und Volksanwalt Bernhard
Achitz stellten die Mitglieder des
Fachausschusses viele (Nach-)Fragen
an die zivilgesellschaftliche Delega-
tion, um die Probleme in Österreich
noch besser zu verstehen.

Dieses private Meeting war für den 
Fachausschuss – neben den schrift-
lichen Eingaben – eine wichtige 
Informationsquelle zur Vorbereitung 
auf die Staatenprüfung (konstrukti-
ver Dialog) mit der österreichischen 
Staatendelegation.

Neben dem privaten Meeting mit 
dem gesamten Ausschuss traf sich 

die zivilgesellschaftliche Delega-
tion im Zeitraum 21. – 23. August 
2023 mit einzelnen Mitgliedern des 
Fachausschusses, die zu bestimmten 
Themen noch mehr erfahren woll-
ten, sowie Country Rapporteur Prof. 
Markus Schefer.

Statement der 
Zivilgesellschaft
Im Rahmen des privaten Meetings 
der zivilgesellschaftlichen Delega-

tion mit dem Fachausschuss wurde 
von den Mitgliedern der zivilgesell-
schaftlichen Delegation folgendes 
Statement verlesen, das die größ-
ten Mängel bei der Umsetzung der 
UN-BRK in Österreich aus Sicht der 
Zivilgesellschaft beinhaltet: 

Gekürzte Übersetzung des 
englischen Originalstate-
ments in deutscher Sprache
Österreich ratifizierte die UN-Be-
hindertenrechtskonvention im Jahr 
2008 – wie alle UN-Menschenrechts-
verträge unter Erfüllungsvorbehalt. 
Das heißt, dass die Bestimmungen 
der Konvention erst in österreichi-
sches Recht umgewandelt werden 
müssen, damit sie die Gerichte direkt 
anwenden können.

Österreich wurde erstmals 2013 auf 
die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention in Genf überprüft. 
Das Ergebnis waren sehr gute und 
treffende Empfehlungen, die Öster-
reich umsetzen sollte. Allerdings 
wurden die Empfehlungen nicht 
koordiniert, umfassend und schritt-
weise aufgearbeitet. Nur einzelne 

Die zivilgesellschaftliche Delegation auf dem Weg zum Palais des Nations

Die zivilgesellschaftliche Delegation beim privaten Meeting mit dem UN-Fachaus-
schuss im Palais des Nations, Genf. Von links: Volker Schönwiese, Petra Flieger, 
Daniele Marano, Klaus Höckner, Bernhard Bruckner und Felix Steigmann
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Die zivilgesellschaftliche Delegation beim Meeting mit 
Country Rapporteur Markus Schefer

Treffen der zivilgesellschaftlichen Delegation mit dem 
Office des Hochkommissariats für Menschenrechte

Treffen der zivilgesellschaftlichen Delegation mit Committee 
Members Laverne Jacobs (Kanada) und Gerel Dondovdorj 
(Mongolei) zum Thema Recht auf Bildung

Zivilgesellschaftliche Delegation bei den 
Vereinten Nationen in Genf

Vertreter*innen der österreichischen Zivilgesellschaft mit Country Rapporteur Markus Schefer, Mirriam Nthenge von der Interna-
tional Disability Alliance und Marine Uldry vom European Disability Forum im Palais des Nations in Genf

Empfehlungen trafen auf engagierte 
Personen in wenigen Ministerien, die 
die Aufarbeitung in die Wege leite-
ten. Die meisten zuständigen Stellen 
blieben untätig.

Generell gibt es kein Verständnis für 
partizipative Prozesse. Von weni-
gen Ausnahmen abgesehen, fehlt 
es sowohl am Bewusstsein für die 
Bedeutung echter Partizipation, also 
auch am Willen oder den dafür zur 
Verfügung gestellten Ressourcen. 
Sehr oft endet die Partizipation in 
reinen Informationsveranstaltungen 
oder scheitern Konsultationspro-
zesse an mangelnden barrierefreien 
Formaten.

Der meistens vorgebrachte Grund, 
warum menschenrechtliche Vorgaben 
nicht umgesetzt werden können, 
ist die föderale Struktur, also die 
Aufteilung der Kompetenzen zwi-
schen Bund und Ländern. Auch hier 
scheitert es am Willen und an der 
Koordination, ebenso an der Moti-
vation, kreative Lösungen zu finden 
und die österreichweite Harmonisie-
rung im Behindertenrecht voranzu-
treiben. Generell fühlen sich Länder 
und Gemeinden für die Umsetzung 
von Menschenrechtsverträgen nicht 
verantwortlich. Immer wieder wiesen 
die Bundesländer darauf hin, dass 
lediglich der Bund Vertragspartner 
und somit gebunden sei. Das ist 
natürlich hoch problematisch für die 
Umsetzung wesentlicher Menschen-
rechte.

Nationaler Aktionsplan 
Behinderung (NAP) 
2022 – 2030
An sich war die Entstehung des NAP 
als umfassend partizipativer Pro-
zess seitens des Sozialministeriums 
geplant. Allerdings hielt sich kaum 
ein Ministerium und definitiv kein 
Bundesland an die Vorgaben zur 

Partizipation. Sie verfassten ihre 
Teile ohne jegliche Beteiligung von 
Menschen mit Behinderungen. Das 
Ergebnis spricht für sich. Die Länder 
boykottieren den NAP, indem sie 
bei wesentlichen Maßnahmen nicht 
mitmachen oder in der Folge eigene 
Landesaktionspläne machen, die 
sie weder auf den NAP noch unter-
einander abstimmen. Als besonders 
nichtssagend sticht im NAP das 
Kapitel Bildung hervor. Die Themen-
bereiche Kinder und Frauen mit Be-
hinderungen, Intersektionalität oder 
Migration werden auffallend vernach-
lässigt. Der NAP stieß bei der Zivilge-
sellschaft auf geschlossene Kritik und 
landesweite Demonstrationen.

Inklusive Bildung
Die 2015 in drei Bundesländern ein-
geführten inklusiven Modellregionen 
wurden 2019 wieder eingestellt. Die 
Situation im Bildungsbereich hat 
sich seitdem laufend verschlech-
tert. Kinder mit Behinderungen 
haben nach wie vor keinen gleich-
berechtigten Zugang zu qualitativ 
hochwertiger Bildung. Nach wie vor 
haben wir in Österreich ein zwei-
gleisiges Schulsystem. Eltern müssen 
entscheiden, ob sie ihre Kinder in 
die Sonderschule geben oder in die 
Regelschule integrieren wollen. Erst 
vor kurzem wurde von einem Gericht 
festgestellt, dass das Bildungsmi-
nisterium diskriminiert, weil Persön-
liche Assistenz in Bundesschulen 
nur Schüler*innen mit körperlichen 
Behinderungen ab einer bestimmten 
Pflegestufe bekommen.

Selbstbestimmt Leben
Es gibt weder Pläne noch den Ver-
such der Koordination eines öster-
reichweiten De-Institutionalisie-
rungsprozesses. Stattdessen wird 
nach wie vor Geld in den Bau neuer 
oder in die Renovierung alter Insti-
tutionen für Kinder und Erwachsene 
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mit Behinderungen gesteckt. Das Le-
ben von Menschen mit Behinderun-
gen in Einrichtungen gilt als normal 
und gut für sie geeignet – sowohl 
bei der Allgemeinheit als auch bei 
den politischen Verantwortlichen. 
Wieder wird die Aufteilung der Kom-
petenzen zwischen Bund und Län-
dern als Hauptgrund herangezogen, 
das System nicht zu verändern. Die 
Länder sind für die meisten Bereiche 
verantwortlich, die für ein Leben 
inmitten der Gemeinschaft notwen-
dig sind. Das betrifft zum Beispiel 
Wohnen, Persönliche Assistenz und 
gemeindenahe Unterstützungsdiens-
te. Es gibt einen großen Mangel an 
barrierefreien Wohnmöglichkeiten. 
Schätzungen zufolge sind nur 4 Pro-
zent des Wohnbestandes barrierefrei 
zugänglich. Deshalb müssen auch 
viele ältere Menschen mit Behinde-
rungen in Institutionen leben.

Während der COVID-Pandemie waren 
Menschen, die in Einrichtungen 
leben, viel stärker in ihrer Freiheit 
eingeschränkt als andere. Auch 
die Kontakte nach draußen waren 
extrem beschränkt. In Altersheimen 
sind viele Menschen gestorben, für 
Behindertenheime gibt es keine 
Zahlen. Trotzdem werden die Einrich-
tungen nicht in Frage gestellt.

Es gibt eine neue Richtlinie des 
Bundes zur Persönlichen Assistenz 
(PA). Darin geregelt ist nur, dass die 
Bundesländer einen Teil der Kosten 
ersetzt bekommen, wenn sie bei der 
PA gewisse Standards einhalten. 
Außerdem sind einige (Alters-)Grup-
pen ausgeschlossen und es ist unklar 
welche Bundesländer sich tatsächlich 
daran beteiligen werden.

Auch das Recht auf Familie und 
Partnerschaft gehört zum selbst-
bestimmten Leben. Es gibt aber viel 
zu wenig Information und Beratung 
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in Leichter Sprache über das Eltern-
sein, selbstbestimmte Sexualität 
und Partnerschaft. Es fehlt auch an 
Assistenz während der Schwanger-
schaft und danach. Außerdem deu-
ten zahlreiche Berichte darauf hin, 
dass die Behörden bei Menschen mit 
Behinderungen sehr schnell anneh-
men, dass sie sich nicht gut um ihre 
Kinder kümmern können. Eltern mit 
Lernschwierigkeiten wird die Obsor-
ge oftmals entzogen.

Barrierefreiheit
In Österreich gibt es neun verschie-
dene Landesbauordnungen. Barrie-
refreiheit ist bei Gebäuden erst ab 
einer bestimmten Größe oder einer 
bestimmten Anzahl an Wohnungen 
zwingend vorgeschrieben. Seit 2015 
gibt es viele Verschlechterungen in 
den Landesbauordnungen, weil es 
eine rechtliche Änderung auf natio-
naler Ebene gegeben hat.

Es gibt keine Strafe und keine ge-
eignete Abhilfe, wenn Standards zur 
Barrierefreiheit nicht eingehalten 
werden.

Allgemein gibt es kein Bewusstsein 
dafür, was umfassende Barrierefrei-
heit bedeutet und dafür, dass Barrie-
refreiheit eine Querschnittsmaterie 
ist. Das heißt, dass Barrierefreiheit 
alle etwas angeht. Auch die Projekte 
der österreichischen Entwicklungs-

zusammenarbeit berücksichtigen 
Barrierefreiheit oder Menschen mit 
Behinderungen nicht durchgehend. 
Das gilt auch für die humanitäre 
Hilfe.

Gesundheit und Hilfsmittel
Auch Gesundheitseinrichtungen sind 
noch nicht umfassend barrierefrei. 
So gibt es zum Beispiel viel zu wenig 
Information und Material in einfa-
cher Sprache. Zudem gibt es lange 
Wartezeiten bei Kassenärzt*innen 
oder für kassenfinanzierte Therapien. 
Wegen der mangelnden Barrierefrei-
heit und der langen Wartezeiten sind 
Menschen mit Behinderungen oft 
dazu gezwungen, ihre Behandlung 
oder Therapie selbst zu bezahlen 
oder länger auf eine Behandlung zu 
warten.

Es gibt deutlich zu wenig psychia-
trische Versorgung und präventive 
Maßnahmen für Erwachsene und be-
sonders für Kinder und Jugendliche, 
weil die Gesundheitseinrichtungen 
schlecht ausgestattet sind und es zu 
wenig spezialisiertes Personal gibt. 
Außerdem gibt es große Mängel in 
der ambulanten Versorgung, was 
durch die COVID-Pandemie noch 
verschlimmert wurde. Psychische 
Gesundheit ist immer noch nicht 
ausdrücklich in den nationalen und 
regionalen Gesundheitszielen ver-
ankert.

Beginn der Staatenprüfung im Palais des Nations in Genf, Blick in den Sitzungssaal

In Österreich werden die unter-
schiedlichen Formen der Rehabi-
litation (medizinische, berufliche 
oder soziale) von zahlreichen 
unterschiedlichen öffentlichen 
Trägern übernommen. Die Rehabi-
litationsleistungen hängen von der 
Ursache der Behinderung und dem 
Versicherungsstatus der Person ab. 
Verschlimmert wird die Situation da-
durch, dass die Kosten für Hilfsmittel 
oft nicht ganz übernommen werden 
und die Personen auf Spenden an-
gewiesen sind, um sich notwenige 
Hilfsmittel leisten zu können.

Digitalisierung
Alle österreichischen Behörden und 
Ämter müssen ihre digitalen Dienste 
barrierefrei zur Verfügung stellen. 
Allerdings werden dabei die notwe-
nigen Kriterien nicht eingehalten. 
Während der COVID-Pandemie waren 
die entsprechenden Webseiten meist 
nicht barrierefrei. Wichtig ist auch, 
dass öffentliche Dienste nicht nur 
digital, sondern auch analog zur 
Verfügung gestellt werden.

Bewusstseinsbildung
Das Bild von Menschen mit Behinde-
rungen in Österreich ist noch immer 
stark von Vorurteilen und Stereo-
typen geprägt. Besonders betroffen 
sind Menschen mit psychosozia-
len Behinderungen. Generell sind 
Menschen mit Behinderungen in den 
Massenmedien stark unterrepräsen-
tiert, auch auf Social Media-Kanälen. 
Nach wie vor werden die Personen 
als Mitleids- und Almosenempfän-
ger*innen dargestellt. Es mangelt 
in Österreich stark an der Förderung 
von Strukturen zur Selbstvertretung. 
Außerdem findet weder Gender 
Mainstreaming in der Behinderten-
politik noch Disability Mainstrea-
ming in Genderfragen statt. Behin-
derung ist als Querschnittsmaterie 
noch nicht in der österreichischen 
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Politik und Verwaltung angekom-
men.

Das neue Erwachsenen-
schutzgesetz
Das neue Erwachsenenschutzgesetz 
von 2017 ist das Ergebnis eines vor-
bildlichen Gesetzwerdungsprozesses 
unter wirksamer Partizipation von 
Menschen mit Behinderungen. Der 
Prozess wurde vom Justizministerium 
in Reaktion auf die Empfehlungen 
des UN-Fachausschusses 2013 ange-
stoßen und dauerte drei Jahre. Das 
Ergebnis war ein deutlich besseres 
Gesetz, das den Grundstein für eine 
echte Veränderung im Leben von 
Menschen mit Lernschwierigkeiten 
und/oder psychosozialen Behinde-
rungen legte.

Leider zeigen sich große Probleme 
in der praktischen Umsetzung. Dies 
liegt vor allem an den Bundeslän-
dern, die für die Serviceleistungen 
der unterstützten Entscheidungsfin-
dung zuständig sind. Trotz ihrer Zu-
ständigkeit stellen die Bundesländer 
nicht die notwendigen Budgetmittel 
hierfür zur Verfügung, auch wird die 
benötigte Sozialarbeit abgebaut.

Maßnahmenvollzug
Höchst problematisch ist die Situ-
ation von Menschen im Maßnah-
menvollzug. Maßnahmenvollzug 
bezeichnet vorbeugende, frei-
heitsentziehende Maßnahmen zur 
Unterbringung von Täter*innen mit 
psychosozialen Behinderungen oder 
Lernschwierigkeiten. Mehr als die 
Hälfte der Menschen sind wegen 
geringfügiger Vergehen wie gefährli-
cher Drohung oder Widerstand gegen 
die Staatsgewalt im Maßnahmenvoll-
zug. Die Unterbringung erfolgt auf 
unbestimmte Zeit und ohne Aussicht 
auf vorzeitige Haftentlassung. Be-
troffene Personen haben zu wenig 
Rechtsschutz, Überprüfungen finden 

Bernhard Bruckner, Felix Steigmann und Martin Marlovits

zu selten und zu oberflächlich statt. 
Zudem herrscht ein großer Mangel 
an Therapiemöglichkeiten. Es gibt 
Berichte von Menschen, die straffäl-
lig wurden, obwohl dies mit der not-
wendigen therapeutischen Hilfe im 
Vorhinein hätte verhindert werden 
können.

Nach jahrelangen Vorarbeiten und 
Ankündigungen ist am 1. März 2023 
ein Gesetz zur Reform des Maßnah-
menvollzugs in Österreich in Kraft 
getreten. Es reicht aber bei weitem 
nicht aus, um die großen Mängel zu 
beseitigen, auch fehlt noch der an-
gekündigte zweite Teil der Reform.

Arbeit und Beschäftigung
In Folge des Ausschlusses von 
Kindern mit Behinderungen vom 
allgemeinen Bildungssystem und 
des Mangels an inklusiven Bildungs-
angeboten werden Menschen mit 
Behinderungen oft direkt nach der 
Schule als „arbeitsunfähig“ einge-
stuft. Viel zu viele Menschen mit Be-
hinderungen haben keinen Zugang 
zum allgemeinen Arbeitsmarkt. Für 
den Großteil bleibt so nur die Arbeit 
in Werkstätten. Dort erhalten sie kei-
nen Lohn, sondern nur ein Taschen-
geld. Sie sind auch nicht kranken- 
und pensionsversichert. Das ist mit 
ein Grund für die Altersarmut von 
Menschen mit Behinderungen.

Trotz der Empfehlung des UN-Fach-
ausschusses von 2013 stieg der An-
teil von Menschen mit Behinderun-
gen in Werkstätten um 30 Prozent.

Schaffen es Menschen mit Behinde-
rungen in den ersten Arbeitsmarkt, 
stoßen sie dort auf viele Barrieren. 
Die Maßnahmen des Arbeitsmarkt-
service sind nicht vollständig barrie-
refrei. Auch bestehen auf Seite der 
Arbeitgeber*innen weiterhin viele 
Vorurteile gegenüber Menschen mit 
Behinderungen.

Für Menschen mit psychosozialen 
Behinderungen gibt es zu wenige 
vorbeugende und frühzeitige Maß-
nahmen zum Erhalt des Arbeits-
platzes. Auch gibt es nicht genug 
individuelle und maßgeschneiderte 
Maßnahmen zur Wiedereingliede-
rung in den Arbeitsmarkt.
Die Situation von Menschen mit 
Behinderungen, die keinen Arbeits-
platz haben, hat sich durch das neue 
Sozialhilfe-Grundsatzgesetz von 
2019 weiter verschlechtert. Wegen 
der neuen finanziellen Obergrenze 
für Familien und dem Abzug anderer 
Sozialleistungen bekommen Men-
schen mit Behinderungen nun noch 
weniger Unterstützung vom Staat.

Daten und Statistiken
Die Datenlage zu Menschen mit 
Behinderungen in Österreich ist 
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äußerst mangelhaft. Dies betrifft vor 
allem Frauen, Kinder und Jugend-
liche mit Behinderungen, sowie 
Menschen, die in Institutionen 
leben. Die Methoden der Daten-
erhebung schließen Menschen mit 
Behinderungen, etwa jene, die in 
Institutionen leben, aus. Zudem 
werden Menschen mit Behinderun-
gen und ihre Organisationen nur 
unzureichend in die Entwicklung und 
Durchführung von Datenerhebungen 
einbezogen.

Zu Menschen mit Behinderungen, die 
nach Österreich geflüchtet sind, gibt 
es gar keine verlässlichen Daten. 
Behinderungsarten werden bei der 
Erstaufnahme nicht standardmäßig 
erhoben. Dadurch bekommen Flücht-
linge mit Behinderungen nicht die 
Versorgung, die ihnen Österreich 
laut Völkerrecht geben müsste.

Konstruktiver Dialog
Am 22. und 23. August 2023 fand 
schließlich die eigentliche Staaten-

prüfung (konstruktiver Dialog) statt. 
In deren Rahmen musste die öster-
reichische Staatendelegation Fragen 
des UN-Fachausschusses beantwor-
ten. Auch die Überwachungsorgane 
(Volksanwaltschaft, Behinderten-
anwaltschaft und Unabhängiger Mo-
nitoringausschuss) konnten State-
ments abgeben. Ergebnis dieser 
Befragung waren die schriftlichen 
Handlungsempfehlungen des UN-
Fachausschusses. 

Handlungsempfehlungen
Die an Österreich gerichteten schriftlichen Handlungsempfehlungen 
wurden am 11. September 2023 veröffentlicht. 

Der UN-Fachausschuss fordert in seinen Handlungs-
empfehlungen u.a. folgende Dinge ein:

• Bildung: 
Unverzügliche Beendigung des Ausbaus und Auslau-
fen des segregierenden Schulsystems. Umstellung 
der Ressourcen und Finanzierung von segregierender 
auf inklusive Bildung. Entwicklung einer bundeswei-
ten Strategie für inklusive Bildung, die alle Bildungs-
stufen umfasst.

• Barrierefreiheit: 
Erlass von Gesetzen und Standards für die Zugäng-
lichkeit von Dienstleistungen, Gütern und Infra-
strukturen. Verbesserung der Anforderungen an die 
Barrierefreiheit von Wohnbauten und Abstandnahme 
von den vom Österreichischen Institut für Bautech-
nik (OIB) herausgegebenen Richtlinien, um die 
Barrierefreiheitsstandards im Wohnbau nicht weiter 
abzusenken.

• De-Institutionalisierung: 
Etablierung einer umfassenden, bundesweiten 
De-Institutionalisierungsstrategie mit Eckpunkten, 
Zeitrahmen und Finanzierung, die Zuständigkeiten 
von Bund, Ländern und Kommunen umfasst.

• Verantwortung der Länder: 
Die Länder müssen entsprechend Artikel 4 Absatz 

5 UN-BRK, wonach sich die Bestimmungen dieses 
Übereinkommens auf alle Teile des Staatsgebiets 
ohne jedwede Einschränkung oder Ausnahme erstre-
cken, agieren. 

Weiterführende Infos
Die in englischer Sprache verfassten Handlungsemp-
fehlungen („concluding observations“) sind auf der 
Website der Vereinten Nationen (https://ogy.de/
Handlungsempfehlungen2023) abrufbar. 
Ende September wird das Sozialministerium die 
deutsche Übersetzung sowie in weiterer Folge eine 
Version in Einfacher Sprache veröffentlichen.

Aktuell/Behindertenpolitik

https://ogy.de/Handlungsempfehlungen2023
https://ogy.de/Handlungsempfehlungen2023
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Medien

Braille-Bausteine von LEGO
Seit 1. September 2023 sind Braille-Bausteine des Spielwarenherstellers Lego in englischer und 
französischer Version über die Lego-Website zu kaufen. Anfang 2024 kommt das Produkt LEGO® 
Braille Bricks – Play with Braille auch in deutscher, italienischer und spanischer Version zum 
Preis von etwa 90 EUR auf den Markt.

LEGO® Braille Bricks – Play with 
Braille richten sich an Kinder 
ab sechs Jahren und sollen 

Familien unterstützen, die Braille-
Schrift spielerisch kennenzulernen. 
Die Steine werden von der LEGO 
Foundation über den Blinden- und 
Sehbehindertenverband Österreich 
(BSVÖ) an Schulen mit blinden 
Schüler*innen abgegeben. Inter-
essierte Schulen können sich gerne 
unter www.blindenverband.at an 
den BSVÖ wenden.

Seit September 2023 vertreibt die 
LEGO-Gruppe die Blindenschriftstei-
ne auch über die Website LEGO.com. 
Ein Baustein-Set enthält 287 Steine 
in den Farben Weiß, Gelb, Grün, 
Rot und Blau. Die Steine sind mit 
anderen LEGO-Produkten kompa-

tibel, wobei die Noppen auf jedem 
Stein so angeordnet sind, dass sie 
den Zahlen und Buchstaben im Blin-
denschriftsystem entsprechen. Die 
gedruckte Version des Symbols oder 
Buchstabens befindet sich unter den 
Noppen.

Das Spielset enthält zudem zwei 
Grundplatten zum Aufbauen und 
wird in einer Verpackung mit Braille-
Prägung geliefert. Auf der Website 
LEGO.com stehen unterstützende 
Spiele wie „Stein, Schere, Papier“ 
zur Verfügung, sie zeigen, wie sich 
die Steine ausrichten, befestigen 
und stapeln lassen.

Erich Schmid, Vizepräsident des 
Österreichischen Behindertenrats, 
begleitet als Lehrer am Blinden-

institut und zweiter Koordinator in 
Zusammenarbeit mit dem 
Blinden- und Sehbehindertenver-
band Österreich (offizieller Partner 
der Lego Foundation) seit mehreren 
Jahren das Projekt „LEGO Braille 
Bricks – Play with Braille“. „Für die-
se weltweite Aktion der Lego Foun-
dation wurden spezielle Lego-Steine 
hergestellt, welche zwei mal vier Le-
go-Punkte groß sind. Aber nicht alle 
Punkte des Achters sind tastbar. Im 
oberen Teil gibt es für alle Zeichen 
des Alphabets das Punktmuster der 
6-Punkt-Brailleschrift, und unten ist 
der Buchstabe optisch dargestellt“, 
erklärt Erich Schmidt.

Die wichtigsten Ziele des Projektes 
seien Schmidt zufolge das spieleri-
sche Erlernen der Brailleschrift und 
der inklusive Aspekt, weil ja Kinder 
mit Blindheit oder Sehbehinderung 
gemeinsam mit sehenden Kindern 
spielen und lernen können. Er 
verweist zudem auf das DZB Lesen 
(www.dzblesen.de) in Leipzig, das 
viele pädagogisch wertvolle Materia-
lien ins Deutsche übersetzte. 

„Das Material kann in Spezialschulen 
und im inklusiven Setting unter-
stützend eingesetzt werden. Als 
alleinige Lese- und Schreibhilfe ist 
es jedoch nicht zu verwenden, da 
die Dimension der Punkte und die 
Abstände zwischen den Punkten 
größer sind als auf Papier oder auf 
der Braillezeile“, so der Braille-Ex-
perte. 

Foto: The LEGO Group
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Ende Mai 2023 waren rund 13.300 Personen mit 
Behinderungen beim AMS arbeitslos gemeldet. Die 
Pensionsversicherungsanstalt stellt für das AMS fest, 

ob eine Person als „arbeitsunfähig“ einzuordnen ist. 
Liegt eine solche „Arbeitsunfähigkeitsfeststellung“ vor, 
werden betroffene Personen nicht von den Services des 
AMS erfasst. Die Arbeitsunfähigkeit äußert sich darin, 
dass Betroffene nicht an Schulungs- und Qualifizierungs-
maßnahmen des AMS teilnehmen können, da dafür eine 
Arbeitsfähigkeit vorausgesetzt wird.

Auch Jugendliche bzw. Personen unter 25 Jahren mit 
gewissen körperlichen bzw. intellektuellen Behinderun-

gen werden aktuell nach Feststellung ihrer Arbeitsun-
fähigkeit nicht vom AMS betreut und können daher nicht 
auf Angebote des AMS zurückgreifen. Darüber hinaus 
haben diese Personen keinen Anspruch auf Arbeits-
losengeld. Für sie besteht lediglich die Möglichkeit auf 
Hilfeleistung nach den Landesbehindertengesetzen, da 
das AMS an die Beurteilung der Pensionsversicherungs-
anstalt gebunden ist. 

Sind Jugendliche im Bereich der Behindertenhilfe der 
Länder platziert, ist die Rückkehr in Richtung Beschäfti-
gung auf dem ersten Arbeitsmarkt schwierig. 

Überprüfung auf Arbeitsfähigkeit 
erst mit 25 Jahren
Am 21. Juni 2023 kündigten Bundesminister Johannes Rauch, Bundesminister Martin Kocher 
und Markus Neuherz, Vizepräsident des Österreichischen Behindertenrats, beim Pressefoyer 
nach dem Ministerrat eine Novelle an, die ab 2024 den Zugang zu Angeboten des Arbeitsmarkt-
service (AMS) für bislang als "arbeitsunfähig" geltende Personen unter 25 Jahren ermöglicht. 
Die Feststellung einer Arbeitsunfähigkeit soll erst im Alter von 25 Jahren stattfinden und nicht 
wie bisher bereits im Jugendalter. Somit wird die vom Österreichischen Behindertenrat lange 
kritisierte Praxis beendet, junge Menschen vorzeitig als arbeitsunfähig zu erklären. Stattdes-
sen erhalten Menschen mit Behinderungen bis zu ihrem 25. Geburtstag endlich eine Betreuung 
durch das Arbeitsmarktservice. In Zusammenarbeit mit dem Sozialministeriumsservice soll eine 
Beschäftigung am regulären Arbeitsmarkt ermöglicht werden.

Bundesminister Johannes Rauch, Bundesminister Martin Kocher und ÖBR-Vizepräsident Markus Neuherz beim Pressefoyer 
nach dem Ministerrat. Foto: BKA/Tarek Wilde
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Maßnahmen für mehr Inklusion von 
jungen Menschen am Arbeitsmarkt
Im Pressefoyer gaben Arbeits- und Wirtschaftsminister Martin Kocher und Gesundheits- und 
Sozialminister Johannes Rauch den aktuellen Stand der Umsetzung der verbesserten Datenlage 
zur Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behinderungen sowie der erweiterten Flexibilität 
beim Zugang zu Programmen des Arbeitsmarktservices trotz Arbeitsunfähigkeit bekannt.

Das Kompetenzzentrum für Nonprofit-Organisationen 
und Social Entrepreneurship der Wirtschaftsuniver-
sität Wien wurde vom Bundesministerium für Arbeit 

und Wirtschaft beauftragt, die Arbeitsmarktsituation von 
Menschen mit Behinderungen zu analysieren. Die Analy-
se zeigt, dass zwar zahlreiche Datenquellen zur Erwerbs-
beteiligung und Ausbildungslage von Menschen mit 
Behinderungen vorhanden sind, es aber an Aussagekraft 
mangelt, um ein umfassendes Bild zur Lebenssituation 
von Menschen mit Behinderungen zeichnen zu können. 
Hierfür wird seitens des Kompetenzzentrums eine Ver-
knüpfung von Befragungs- und Verwaltungsdaten als 
wesentlich erachtet.

Jugendliche und Personen unter 25 Jahren sollen trotz 
fehlender Arbeitsfähigkeit vom Arbeitsmarktservice 
betreut und vorgemerkt werden sowie entsprechende 
Dienstleistungsangebote in Anspruch nehmen können. 
Schritt für Schritt werden nun entsprechende Angebote 
geschaffen. Darüber hinaus soll der Bezug von Arbeits-
losengeld ermöglicht werden, sofern die Anwartschaft 
erfüllt ist.

Arbeits- und Wirtschaftsminister Martin Kocher er-
klärte, dass Inklusion am Arbeitsplatz nicht nur ein 
Akt der Fairness, sondern auch eine Investition in die 
Zukunft sei. "Denn wenn wir junge Menschen von Anfang 
an unterstützen und befähigen, ihre Talente und Ideen 
einzubringen, schaffen wir eine Gesellschaft, die auf 
Innovation, Kreativität und nachhaltigem Erfolg aufbaut. 
Daher müssen wir bestehende Barrieren abbauen und 
insbesondere junge Menschen auf ihrem frühen beruf-
lichen Weg unterstützen", so Kocher. Nur so könne volle 
Inklusion am Arbeitsmarkt gelingen. Mit den geplanten 
Änderungen würden noch mehr junge Menschen Zugang 
zu Angeboten und Ausbildungen des Arbeitsmarktservice 
erhalten.

„Menschen, die im Berufsleben stehen, haben die Mög-
lichkeit, ihr Leben selbstbestimmt und nach ihren eige-

nen Vorstellungen zu gestalten. Eine Behinderung darf 
Menschen davon nicht ausschließen", betonte Gesund-
heits- und Sozialminister Johannes Rauch. Nur wenn 
die Gesellschaft Talente und Fähigkeiten von Menschen 
mit Behinderungen in den Fokus rücke, lasse sich volle 
Inklusion realisieren.

"Heute stellen wir sicher, dass junge Menschen nicht 
vorzeitig als arbeitsunfähig erklärt werden. Mit der 
Anhebung der verpflichtenden Überprüfung der Arbeits-
fähigkeit auf 25 Jahre geben wir jungen Menschen mit 
Behinderungen genügend Zeit, ihre Fähigkeiten und 
Talente zu entwickeln. Sie erhalten dadurch die volle 
Unterstützung des AMS und damit auch einen besseren 
Zugang zum Arbeitsmarkt. Für Menschen mit Behinde-
rungen bedeutet das eine Chance auf ein faires Entgelt 
für ihre geleistete Arbeit und damit auch eine Chance auf 
ein gutes und selbstbestimmtes Leben", schloss Rauch.

"Entscheidungen, die nach der Schule getroffen wer-
den, beeinflussen üblicherweise den Werdegang für die 
nächsten Jahrzehnte. Für junge Menschen mit Behin-
derungen wurden die Weichen bisher aber leider viel zu 
oft Richtung Abstellgleis gestellt. Das Abstellgleis lautet 
Feststellung der Arbeitsunfähigkeit. Wer als arbeitsun-
fähig eingestuft wird, hat keinen Zugang du den Ange-
boten des AMS und findet kaum einen Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz", verdeutlichte Markus Neuherz, Vizepräsi-
dent des Österreichischen Behindertenrats.

"Wir sind sehr erfreut, dass sich das mit der heute ange-
kündigten Novelle ändern soll. Wichtig ist nun, dass vom 
Arbeitsmarktservice und vom Sozialministeriumservice 
auch die entsprechenden Angebote und Maßnahmen zur 
Verfügung gestellt werden, um Menschen mit Behinde-
rungen bestmöglich auf den Arbeitsmarkt vorzubereiten 
und sie bei der Arbeitssuche und beim Jobeinstieg zu 
unterstützen", so Neuherz, dem zufolge es ebenso wich-
tig sei, dass es ein gutes Zusammenwirken zwischen den 
Angeboten der Länder und des Bundes gibt. 
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Markus Neuherz, Vizepräsident des Österreichischen Behindertenrats, verdeutlichte im Rahmen 
des Pressefoyers, dass in jungen Jahren die Weichen für das weitere Berufsleben gestellt werden.

Die Entscheidungen, die nach der 
Schule getroffen werden, beeinflus-
sen üblicherweise den Werdegang für 
die nächsten Jahrzehnte. Für junge 
Menschen mit Behinderungen wur-
den die Weichen bisher aber leider 
viel zu oft Richtung Abstellgleis ge-
stellt. Das Abstellgleis lautet Arbeits-
unfähigkeit. Ist einmal die Arbeitsun-
fähigkeit festgestellt, hat man diesen 
Stempel ein Leben lang und wird ihn 
auch nicht mehr los. Das hat auch 
zur Folge, dass man keinen bezahl-
ten Arbeitsplatz bekommt und auch 
keinen Pensionsanspruch erwirbt.

Aber warum ist das so?

Das Arbeitsmarktservice ist aktuell 
gesetzlich verpflichtet, festzustellen, 
ob jemand arbeitsfähig ist oder nicht. 
Die Feststellung erfolgt nach rein 
medizinischen Kriterien und es wird 
entlang einer willkürlich gezoge-
nen Grenze festgelegt, wer noch als 
arbeitsfähig gilt und wer schon als 
arbeitsunfähig eingestuft wird und 
somit keinen Zugang zu den AMS-
Leistungen und -Angeboten erhält.

Warum ist das zu ändern? 

In Österreich ist seit 2008 die UN-Be-
hindertenrechtskonvention in Kraft. 
Laut dieser Konvention sind Bund, 
Länder, Gemeinden und alle nach-
gelagerten Stellen dazu verpflichtet, 
auch Menschen mit Behinderungen 
einen gleichberechtigten Zugang zu 
einem inklusiven Arbeitsmarkt zu ge-
währleisten.

Das bedeutet auch, dass Menschen 
mit Behinderungen – wie auch allen 
anderen Menschen – die entspre-
chende Unterstützung durch das AMS 
zusteht. Diese Unterstützung war bis-
her nicht gewährleistet, weil das AMS 
für sogenannte „arbeitsunfähige“ 
Personen nicht zuständig war.

Was wird jetzt neu?

Mit der heute angekündigten Novelle 
des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes und des Arbeitsmarktservice-
gesetztes wird eine viel kritisierte 
Diskriminierung abgestellt und die 
langjährige Forderung vieler Men-
schen mit Behinderungen, Angehöri-
ger und Behindertenorganisationen 
umgesetzt:

Menschen mit Behinderungen sollen 
nun – unabhängig vom Ausmaß 
ihrer Arbeitsfähigkeit – bis zu ihrem 
25. Lebensjahr endlich den vollen, 
gleichberechtigten Zugang zu den 
Unterstützungsleistungen des AMS 
und des Sozialministeriumsservice 
erhalten, um ihre Chancen auf Aus-
bildung und Beschäftigung am all-
gemeinen Arbeitsmarkt maßgeblich 
zu erhöhen.

Das ist aus meiner Sicht eine durch-
aus historische und maßgebliche 

Weichenstellung hin zu einem inklu-
siveren Arbeitsmarkt. Und ich möchte 
mich an dieser Stelle auch bei Ihnen, 
Herr BM Kocher und bei Ihnen, Herr 
BM Rauch für Ihren sehr klar erkenn-
baren politischen Willen, die Situati-
on von Menschen mit Behinderungen 
mit dieser Maßnahme zu verbessern, 
bedanken.

Ist nun bereits alles getan, was 
zu tun ist, um allen Menschen mit 
Behinderungen einen gleichberech-
tigten Zugang zum Arbeitsmarkt zu 
gewähren? 

Nein, noch nicht. Es ist ein guter 
Anfang gemacht, aber es gibt noch 
einiges zu tun.

Als erster wichtiger Schritt ist nun 
sicherzustellen, dass vom AMS und 
vom Sozialministeriumservice auch 
die entsprechenden Angebote und 
Maßnahmen zur Verfügung gestellt 
werden, um Menschen mit Behinde-
rungen bestmöglich auf den Arbeits-
markt vorzubereiten und sie bei der 
Arbeitssuche und beim Jobeinstieg 
zu unterstützen.

Ebenso wichtig ist, dass es ein gutes 
Zusammenwirken zwischen den An-
geboten der Länder und des Bundes 
gibt. Es gibt hier wichtige Schnitt-
stellen, die eine gute Kooperation 
und Abstimmung zwischen Bund und 
Ländern erfordern, um Menschen mit 
Behinderungen Zugang zu Qualifi-
zierung und letztlich zu dauerhaften 
Jobs zu gewährleisten. Ebenso ist 
weiterhin mit großer Achtsamkeit 
auf die Bedarfe und Bedürfnisse von 
Menschen mit sehr hohem Unterstüt-
zungsbedarf einzugehen, die primär 
tagesstrukturierende und therapeuti-
sche Angebote benötigen.

Markus Neuherz beim Pressefoyer nach 
dem Ministerrat.       Foto: BKA/Valentin Brauneis
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Ebenso ist – wie schon erwähnt – die 
langjährige Forderung „Gehalt statt 
Taschengeld“ für jene Menschen 
umzusetzen, die als arbeitsunfähig 
eingestuft wurden und auf Taschen-
geld-Basis in Behindertenwerkstätten 
arbeiten.

Was wurde hier noch nicht erwähnt?

Abschließend darf ich noch auf eine 
ganz wesentliche Voraussetzung 
für den gleichberechtigten Zugang 
aller Menschen zu einem inklusiven 
Arbeitsmarkt eingehen:

Alle Maßnahmen, die heute erwähnt 
wurden, sind ausgesprochen wich-
tig. Sie benötigen aber ein Funda-

ment, auf dem sie aufgebaut werden 
können. Dieses Fundament ist ein 
inklusives Bildungssystem.
Ein inklusives Bildungssystem ist ein 
Bildungssystem, das allen Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwach-
senen mit Behinderungen gewähr-
leistet, gemeinsam mit allen anderen 
Kindern in den Kindergarten und in 
die Schule gehen zu können, Berufs-
ausbildung zu machen und studieren 
zu können.

Ich möchte mich daher noch ein-
mal bei Ihnen beiden für die heute 
präsentierten, sehr entscheidenden 
rechtlichen Weichenstellungen be-
danken, bin zuversichtlich, dass das 
AMS, das Sozialministeriumservice 

und die Länder auch entsprechend 
abgestimmt die notwendigen Unter-
stützungsmaßnahmen konzipieren 
werden und hoffe nun auch auf einen 
ähnlichen politischen Gestaltungs-
willen des Herrn Bildungsministers 
und der Länder im Hinblick auf die 
Entwicklung eines inklusiven Bil-
dungssystems.

Es ist hier ein Maßnahmenpfad zu 
entwickeln, der von der Elementar-
bildung, über die schulische Bildung 
bis hin zur Berufsausbildung und zur 
universitären Bildung allen Menschen 
mit Behinderungen eine chancenglei-
che Teilhabe ermöglicht. 

Austausch mit Wiens Bürgermeister 
Dr. Michael Ludwig
Das Präsidium und die Mitarbeiter*innen des Österreichischen Behindertenrats stehen in regel-
mäßigem Kontakt mit Politiker*innen, um diesen die Anliegen von Menschen mit Behinderun-
gen näherzubringen. Ende August veröffentlichte der Wiener Bürgermeister Dr. Michael Ludwig 
nach einer Zusammenkunft im Wiener Rathaus folgende Zeilen.

„Klaus Widl ist Präsident des Österreichischen Behinder-
tenrats und war heute im Rathaus zu Gast. Der regel-
mäßige Austausch mit ihm ist mir besonders wichtig und 
ich nehme seine Anregungen sehr ernst. Denn ich kann 
nicht oft genug betonen: Wien ist eine Stadt für alle – 
das macht Wien aus und dazu gehört auch, dass wir die 
Angebote für alle Menschen in unserer Stadt ständig 
weiterentwickeln. Es gibt noch viel zu tun!

Deshalb haben wir auch beispielsweise die Initiative 
‚Inklusives Wien 2030‘ ins Leben gerufen. Das Strategie-
programm deckt von Wohnen über Ausbildung und 
Arbeit bis hin zur Stärkung der Mitbestimmung sämtliche 
Bereiche des Lebens ab. In einem breiten Partizipations-
prozess werden Ziele und Maßnahmen erarbeitet, um die 
Inklusion von Menschen mit Behinderung weiter voran-
zutreiben.

Als Bürgermeister liegt mein besonderes Augenmerk dar-
auf, dass alle Beteiligten zusammenkommen. Denn echte 
Inklusion kann nur dann stattfinden, wenn alle mitein-
ander reden. Von daher bedanke ich mich recht herzlich 
für das heutige Gespräch!“ 

Klaus Widl und Wiens Bürgermeister Dr. Michael Ludwig 
tauschen sich regelmäßig aus, zuletzt am 24. August 2023 im 
Wiener Rathaus                   Foto: PID/Jost
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Am 1. Juli 1993 ist österreich-
weit das Bundespflegegeld-
gesetz in Kraft getreten. Die 

Einführung des Pflegegeldes war 
eine der bedeutsamsten Errungen-
schaften in der österreichischen 
Sozialpolitik. Damals hart um-
kämpft wurde dessen Einführung 
durch den Zusammenhalt und die 
gemeinsame Arbeit vieler Behin-
dertenorganisationen ermöglicht. 

Bis heute bleibt das Bundespflege-
geldgesetz in seinem Kern bestehen. 

Die Anfänge
Von der Idee bis zur Umsetzung des 
Pflegegeldes 1993 vergingen etwa 
6 Jahre, in denen in unzähligen Sit-
zungen die Rahmenbedingungen für 
ein bundesweites Pflegegeldgesetz 
verhandelt wurden. Den Stein ins 
Rollen brachte eine Petition im Jahr 
1987, eingebracht vom damaligen 
ÖZIV Präsidenten Dr. Karl Marschall. 

1987 wurde Prof. Dr. Klaus Voget 
Präsident des ÖZIV. Er übernahm 
eine Petition, die sein Vorgänger Dr. 
Karl Marschall mit 65.000 Unter-

schriften in den Nationalrat einge-
bracht hatte. 

Die Kernforderungen der Petition 
waren: 
1. Fahrpreisermäßigung für Zivilbe-

hinderte
2. Angleichung an die Versorgung 

der Kriegsopfer
3. ausreichende Versorgung der 

Behindertenorganisationen 

In einer Expert*innengruppe, ein-
berufen 1991 von Sozialminister 
Hesoun, wurde ein Konzept erstellt. 
Es wurden Arbeitsgruppen erstellt, 
in denen Vertreter des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden, des Haupt-
verbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger, der Be-
hindertenorganisationen und der im 
Parlament vertretenen politischen 
Parteien vertreten waren. 

Ein wichtiger Mitstreiter in der Ent-
stehung des Bundespflegegeldgeset-
zes war Dr. Gerd Gruber, damaliger 
Leiter der Sektion IV des Bundesmi-
nisteriums für Soziale Sicherheit, Ge-
nerationen und Konsumentenschutz:

„Es gab wirklich harte Auseinander-
setzungen über Jahre. Es hat eine 
immense Dynamik im Behinderten-
bereich eingesetzt und es ist eine 
glückliche Symbiose entstanden, die 
es ermöglicht hat, dass das Pflege-
geld als ein gemeinsames Produkt 
entstanden ist, ohne Eitelkeiten. 
Klaus Voget war eine zentrale Per-
son.“

Ein großer Streitpunkt war der 
Rechtsanspruch und dass das Pflege-
geld eine Geldleistung und keine 
Sachleistung sein sollte. Dies führte 
zu einer ersten Demonstration im 
Oktober 1991 vor dem Finanzamt in 
der Himmelpfortgasse in Wien. 

Die Entwicklung 
des Gesetzes
Das Ziel war, einen neuen Zugang 
zur Pflege zu finden, bei dem der 
tatsächliche Pflegeaufwand be-
messen wird und ein aufwandorien-
tiertes System zu entwickeln. Somit 
sieht die Einstufungsverordnung 
Zeiten für eine Reihe von Pflegeleis-
tungen vor. „Das war ein komplett 
neuer Weg“, so Gruber. „Damals 
wurde das im Kriegsopferrecht als 
eine Knochentaxis bezeichnet, zum 
Beispiel: Ein Unterschenkel ist 50% 
wert, der Oberschenkel 80% Behin-
derung, und so weiter.“

Eine wichtige Entwicklung war in 
dieser Zeit die Entwicklung vom 
kausalen zum finalen Prinzip.
„In der Zeit hat sich das Behinder-
tenrecht sehr stark entwickelt aus 
dem Kriegsopferrecht und dem Un-

Eine Erfolgsgeschichte
der Behindertenbewegung
Am 1. Juli 2023 wurde das Pflegegeld 30 Jahre alt

Von Eva-Maria Fink und Andrea Strohriegl

Aufruf zur Demonstration. Aus dem Archiv, monat Oktober 1992 
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fallrecht zu einem allgemeinen Recht 
für behinderte Menschen und vom 
kausalen Prinzip zum finalen Prinzip. 
Das bedeutet, dass alle, ohne Rück-
sicht auf die Ursache der Schädigung 
gleichbehandelt werden.“

Ein großes Problem war die Fi-
nanzierung des Pflegegeldes. „Wir 
hatten aus dem Hilflosenzuschuss 
und anderen Zuschüssen damals ein 
Volumen von 11 Mrd. Schilling.“ Der 
damalige Finanzminister Ferdinand 
Lacina hat ein zusätzliches Budget 
von ca. 9 Mrd. Schilling zusätzlich 
für dieses Pflegegeld zur Verfügung 
gestellt. „Global gesagt hatten wir 
für das Bundespflegegeldgesetz 
dann ca. 20 Mrd. Schilling zur Ver-
fügung“, so Gruber. 

Der Entwurf eines Bundespflege-
geldgesetzes ging am 31. Oktober 
1991 in die Vorbegutachtung und 
am 26. Mai 1992 in die abschlie-
ßende Begutachtung. Da seither 
aber immer noch zu wenig ge-
schah, wurde am 27. Oktober 1992 
eine weitere Großkundgebung am 
Ballhausplatz vor dem Bundeskanz-

leramt geplant. Es sollte noch bis 
Jänner 1993 dauern, bis das Bun-
despflegegeld nach Behandlung der 
Regierungsvorlage in einem eigenen 
Unterausschuss beschlossen und 
am 1. Juli 1993 in Kraft trat. Dass 
dieses Gesetz schlussendlich erfolg-
reich umgesetzt wurde, ist vielen 
Gesprächen, Verhandlungen und der 
Beharrlichkeit einzelner Mitstrei-
ter*innen zu verdanken.

Einen Höhepunkt erreichte der Dis-
kurs um das Pflegegeld am 8. Okto-
ber 1991, als in der Sendung Zeit im 
Bild 2 Hesoun und Voget über das 
Pflegegeld diskutierten.

 

„An sich müsste sie [Anm.: die 
Regierung] zurücktreten, weil in der 
Regierungserklärung steht, dass die 
Pflegevorsorge in dieser Legislatur-
periode kommen wird. Und wenn Sie 
sich nicht dazu versteht, die Finan-
zierung aufzutreiben, dann muss sie 
zurücktreten. Nur im Endeffekt ha-
ben wir von einer zurückgetretenen 
Regierung auch nichts“, so Voget zu 
Hesoun in der Diskussion. 

Bewegung der Behinderten-
organisationen 
Voget nutzte die Zeiten, in denen in 
der Entwicklung des Gesetzes Still-
stand herrschte, um Behinderten-
vertreter*innen zu einen. Blinden-
organisationen fürchteten um ihren 
Status, denn blinde Personen be-
kamen zusätzlich zum Hilflosenzu-
schuss das Blindengeld ausbezahlt. 
Die Organisationen fürchteten, dass 
sie durch die Einführung des Pflege-
geldes weniger ausbezahlt bekom-
men würden. 

Auch der Wunsch nach einer Geld-
leistung war für viele nicht selbst-
verständlich. 

Zeit im Bild
Ausschnitt der Sendung vom 
8. Oktober 1991: 
https://ogy.de/ZIB-1991

von links: Klaus Widl, Sektionschef Gerd Gruber und Sozialminister Josef Hesoun, 1991

https://ogy.de/ZIB-1991
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Es benötigte viel Überzeugungs-
arbeit und Zusagen, dass die Ver-
eine, die nicht direkt Nutznießer 
waren, ihre Unterstützung zusicher-
ten. Aber auch Vertreter*innen von 
gehörlosen Personen trugen die 
Forderungen mit, obwohl sie keine 
Zielgruppe der Pflegegeldlösung 
waren. 

Auf die Unterstützung von Dienst-
leistern konnte man nicht hoffen, so 
waren Lebenshilfe und Caritas gegen 
die Einführung einer Geldleistung. 
Sie wollten direkt vom Staat für die 
Versorgung und Pflege von Men-
schen mit Behinderungen bezahlt 
werden. 

Doch für Klaus Voget und Gerd 
Gruber war der Paradigmenwechsel 
essenziell – Menschen sollten über 
ihre Versorgung selbst bestimmen 
können. Ob eine blinde Person ein 
Taxi nimmt oder dem Neffen den 
Sprit für eine Fahrt zahlt, soll die 

Person selbstbestimmt entscheiden 
können. 

Die Behindertenorganisationen 
konnten schlussendlich erreichen, 
dass das Pflegegeld in Form einer 
Geldleistung ausbezahlt wird und 
ein Rechtsanspruch darauf besteht. 
„Es kam zu einem Paradigmenwech-
sel. Die Menschen sollen selbst ent-
scheiden können, welche Leistungen 
sie von wem bekommen“, erinnert 
sich Prof. Dr. Klaus Voget.

Die Angst, dass die Oma ihr Pflege-
geld hortet und dem Enkerl damit 
ein Moped kauft, sei in den Köpfen 
herumgespuckt, habe sich aber nicht 
bewahrheitet, erzählen beide. 

Heutiger Stand
Bis heute ist das Bundespflegegeld-
gesetz ein wesentlicher Beitrag zur 
Selbstbestimmung von Menschen 
mit Behinderungen.

„Es war das erste Gesetz dieser 
Größenordnung, das auf Initiative 
der Betroffenen entstanden ist. 
Die großen Vereine sind dahinter-
gestanden und auch Personen, die 
nicht direkt daraus profitiert haben, 
waren davon überzeugt, dass es der 
richtige Weg sei“, so Voget.

Verbesserungen
Probleme sieht Voget vor allem in 
den Begutachtungen durch Sachver-
ständige, die oft nicht ausreichend 
geschult und wenig empathisch 
seien sowie im Wertverlust des 
Pflegegeldes in Höhe von ca. 30%, 
der aufgrund 27 Jahre fehlender 
Valorisierung entstanden ist. Jähr-
lich valorisiert wird das Pflegegeld 
nämlich erst seit 2020.
Verbesserungspotential sehen Gru-
ber und Voget unter anderem auch 
bei der Anpassung des Pflegegeldes 
an die Bedarfe von Menschen mit 
Lernbehinderungen und psychischen 
Erkrankungen. 

März 1985
ÖZIV erstellt Invalidenkonzept,  

dies gilt als erster Gesetzentwurf 
zu einer Pflegeversicherung

17.April 1987
Dr. Karl Marschall leitet Petition 
mit über 60.000 Unterschriften 

an den Nationalrat weiter

Herbst 1988
Arbeitsgruppe: „Vorsorge für pfle-
gebedürftige Personen“ errichtet

29. November 1988
Konstituierende 

Sitzung der Arbeits-
gruppe

17. Dezember 1990
Josef Hesoun wird 
Bundesminister für 
Arbeit und Soziales

April 1991
Josef Hesoun 
erstellt Exper-
tengruppe aus 
unterschied-

lichen Organi-
sationen

Mai 1990
Arbeiten in den Untergruppen und 

Verhandlungen abgeschlossen,  Still-
stand wegen anstehender Wahlen

18. Dezember 1990
Regierungserklärung veröffentlicht, 
Neuordnung der Pflegevorsorge als 

zentrale Aufgabe



Ausgabe 3/2023

21www.behindertenrat.at

Arbeit

Weiterführende
Infos

Prof. Dr. Klaus Voget
Präsident Österreichi-
scher Behindertenrat 
(vormals ÖAR) 1991- 
2017, Präsident ÖZIV 
1987- 2019.

Dr. Gerd Gruber
Leiter der Sektion IV des 
Bundesministeriums für 
Soziale Sicherheit, Ge-
nerationen und Konsu-
mentenschutz bis 2005

Josef Hesoun
1990 bis 1995 Bundes-
minister für Arbeit und 
Soziales

Ferdinand Lacina
1986 bis 1995 Bundes-
minister für Finanzen

Aus dem Archiv, monat November 1992 

7. Oktober 1991
Großkundgebung 

vor dem Finanzamt

26. Mai 1992
Entwurf des Bundespflege-
geldgesetzes geht in ab-

schließende Begutachtung

26. Oktober 1992
Bundesregierung beschloss als einzigen Tages-

ordnungspunkt das Bundespflegegeldgesetz 
zur parlamentarischen Arbeit freizugeben

19. Jänner 1993
Nationalrat beschließt das Bundespflegegeld-
gesetz nach Behandlung der Regierungsvor-

lage in einem eigenen Unterausschuss

Juni 1991
Grundlagen für bundes-
einheitliche Pflegegeld-

regelung vorbereitet

31. Oktober 1991
Entwurf eines Bundes-

pflegegeldgesetzes geht 
in Vorbegutachtung

27. Oktober 1992
Weitere Großkundgebung am Ballhaus-

platz vor dem Bundeskanzleramt geplant

4. November 1992
Bundesregierung beschließt die Vorlage 
des Gesetzesentwurfs an den Nationalrat

1. Juli 1993
Pflegegeldgesetz 

tritt in Kraft
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Pilotprojekt in Kärnten

Das Land Kärnten startet mit der Lebenshilfe Kärnten das Projekt „Reallabor – Lohn statt 
Taschengeld“ für Menschen mit Behinderungen, die aufgrund einer Einstufung als „arbeitsun-
fähig“ in Beschäftigungswerkstätten tätig sind. 20 Bewerber*innen sollen im Herbst 2023 auf 
dem ersten Arbeitsmarkt Fuß fassen.

Lohn statt Taschengeld

„Wir kämpfen seit Jahren um eine Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung am Arbeits-
markt. In Kärnten haben wir unterschied-

liche Projekte im Laufen, mit denen wir bereits 200 
Betroffene in eine Beschäftigung gebracht haben“, 
erklärt die für Chancengleichheit zuständige Kärntner 
Landesrätin Dr. Beate Prettner. „Jetzt gehen wir einen 
großen Schritt weiter: Wir starten im Herbst Österreichs 
erstes Pilotprojekt ‚Reallabor – Lohn statt Taschengeld‘, 
das tatsächlich am ersten Arbeitsmarkt ansetzt“, betont 
Prettner.

„Wir haben in Kärnten Maßnahmen initiiert, bei denen 
die Betroffenen sehr wohl ein Gehalt beziehen und sozi-

alversichert sind. Dazu gehört das erste inklusive Klein-
unternehmen des Landes, der ‚Bistro-Flitzer‘, bei dem 
mittlerweile 16 junge Menschen mit Behinderung einer 
regelmäßigen Arbeit nachgehen“, informiert Prettner. 
Allerdings erhalten diese ihr Gehalt nach dem Kärntner 
Behindertenschutzgesetz aus Geldmitteln des Landes.

Das nunmehr anvisierte Pilotprojekt „Lohn statt Taschen-
geld“ wird erstmals 20 Bewerber*innen aus Beschäf-
tigungswerkstätten direkt in den ersten Arbeitsmarkt 
überführen. Das Projekt „Reallabor“ wird vorerst für zwei 
Jahre und unter wissenschaftlicher Begleitung erprobt 
und anschließend evaluiert. Unterstützt werden die Teil-
nehmer*innen von der Lebenshilfe Kärnten, finanziert 
wird das Pilotprojekt vom Referat Chancengleichheit im 
Land Kärnten und mit Fördergeldern der Europäischen 
Union.

Die 20 Teilnehmer*innen werden für jeweils 19 Stunden 
pro Woche angestellt und gemäß dem Kollektivvertrag 
„Sozialwirtschaft Österreich“ mit rund 1.050 EUR brutto 
für 19 Wochenstunden entlohnt. 

In Österreich gelten rund 25.000 Menschen mit 
Behinderungen laut der Einstufung der Pensionsver-
sicherungsanstalt als „arbeitsunfähig“. Jene, die in 
Beschäftigungswerkstätten arbeiten, erhalten nur 
ein Taschengeld und keinen Lohn, zudem sind sie 
nicht über ihre Arbeit sozialversichert.

Nach dem ersten inklusiven Kleinunternehmen 
„Bistro-Flitzer“ geht Kärnten mit einem zweiten Pilotprojekt 
„Lohn statt Taschengeld“ voran.  Foto: Land Kärnten

Plakat bei der Inklusions-Demo am Wiener Ballhausplatz, 
28. September 2022
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Klimaerhitzung

Ein Rekord jagt den anderen. 
In Kanada verbrannten heuer 
Wälder von fast der zweifachen 

Fläche Österreichs. Weltweit war der 
Juli 2023 der heißeste Monat seit 
Beginn der Temperaturmessungen. 
Selbst in der Türkei, in Griechenland 
und Süditalien werden Temperaturen 
im Schatten von 50 Grad erreicht. 
Im norditalienischen Friaul wiede-
rum fiel ein Hagelkorn mit 19 cm 
Durchmesser vom Himmel. Zugleich 
waren die Eisflächen rund um Nord- 
und Südpol noch nie so klein. In den 
Alpen taut der Permafrostboden, der 
den Boden wie Kitt zusammenhält, 
auf. Die Folge sind verstärkt Berg-
rutsche und Steinschlag. 

Kärnten und die Steiermark wurden 
von Starkregenfällen und danach 
von eintausend Hangrutschungen 
heimgesucht. Worauf warten wir? 
Von alleine wird es nicht besser. 
Deshalb müssen wir die Klimakrise 

ernster nehmen. Es ist höchste Zeit 
zu handeln!

Wir müssen uns auf die Klimaver-
änderungen besser vorbereiten 
und uns anpassen. Lesen Sie, was 
der Österreichische Behindertenrat 
unternimmt, damit Menschen mit 
Behinderungen Extremwetterereig-
nisse wie Starkregen besser und 
ohne Schaden überstehen können.

Risc:LOCAL – Schutz von 
Menschen mit Behinderun-
gen vor Extremwetterereig-
nissen
Zum ersten Mal engagiert sich der 
Österreichische Behindertenrat in 
einem Klimawandelanpassungs-
projekt. Auf Einladung von Geo-
sphere (ehemals ZAMG) nimmt der 
Behindertenrat am neuen Projekt 
Risc:LOCAL teil – zur Identifikation 
von Klimarisiken und zur Erarbei-
tung lokaler Anpassungsstrategien 

für vulnerable Bevölkerungsgrup-
pen. Fallbeispiel ist der Salzburger 
Pinzgau. Ein weiterer Projektpartner 
ist der „Verein Regionalentwicklung 
Pinzgau“. Dieser vertritt 28 Gemein-
den. 

Künftig ist durch die Klimaerwär-
mung mit einer erhöhten Frequenz 
und Intensität von Extremwetter-
ereignissen zu rechnen. Im Projekt 
gehen wir deshalb folgenden Fragen 
nach:
• Wodurch ergeben sich erhöhte 

Risiken für Menschen mit Behin-
derungen bei Extremwetterer-
eignissen? 

• Was braucht es, damit Menschen 
mit Behinderungen einem be-
stimmten Extremwetterereignis 
langfristig aus dem Weg gehen 
können? 

• Was braucht es, damit Menschen 
mit Behinderungen unter einem 
bestimmten Extremwetterereig-
nis bei Eintritt möglichst keinen 
Schaden erleiden? 

• Was können die Gemeinde, das 
Land, oder der Bund tun, um das 
Risiko für Menschen mit Behin-
derungen zu minimieren, bei 
konkreten Extremwetterereignis-
sen Schaden zu nehmen?

Ergebnis des Projekts ist ein Leit-
faden für Bürgermeister*innen zum 
Schutz von Menschen mit Behinde-
rungen vor Extremwetterereignis-
sen. 

Wie leben in der Klimaerhitzung? 
Von Emil Benesch

Foto: Pixabay

Der menschengemachte Klimawandel ist überall zu spüren. Menschen mit Behinderungen sind 
in besonderer Weise betroffen. Das Gebot der Stunde lautet: Anpassen, um die Klimaerhitzung 
zu stoppen. Lesen Sie über ein neues Projekt zum Schutz von Menschen mit Behinderungen 
vor Extremwetterereignissen. Schonen Sie Ihre Geldbörse und das Klima. Vier unterschiedliche 
Förderungen des Klimaschutzministeriums unterstützen Sie dabei.
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Selbst mitten in der Klimakatas-
trophe angekommen, gießen 
leider viele Tag für Tag weiter 

Öl ins Feuer. Durch das Verbrennen 
von Benzin und Diesel in Auto- und 
Flugzeugtanks, das Verwenden von 
Erdgas und Kohle zum Heizen oder 
zur Stromgewinnung, aber auch 
durch Energieverschwendung. Die 
Klimakrise entschärfen wir nur, 
indem wir aufhören, Treibhausgase 
in unsere Luft zu blasen. Raus aus 
der Klimakrise kommen wir durch 
einen schnellen Wandel hin zur 
Klimaneutralität. Klimafreundliches 
Leben soll allen Menschen möglich 
sein. Klimaschutzministerium und 
EU unterstützen mit Förderaktionen. 
Machen Sie mit!

Neue Geräte gratis
Elektrogeräte können echte Geld-
fresser sein. Haushalte mit niedri-
gem Einkommen können jetzt ihren 
größten Stromfresser loswerden. Sie 
erhalten im Austausch für ihr altes 
Gerät ein neues, stromsparendes 
Elektro-Gerät gratis. Folgende Ge-
räte können im Rahmen der Förder-
aktion des Klimaschutzministeriums 

getauscht werden: Kühl-/Tiefkühl-
schränke, Kühl-Gefrier-Kombinatio-
nen, Geschirrspüler, Waschmaschi-
nen, E-Herde und Backöfen.

Zuerst erfolgt eine gratis Beratung 
zum Energiesparen direkt im Haus-
halt. Je nach Bedarf wird die Bera-
tung spezifische Themen wie Ab-
rechnung verstehen, richtig lüften, 
Abdichtung von Fenster und Türen, 
Schimmel, Warmwasserverbrauch 
und Hitze im Sommer behandeln.
Es wird gemeinsam geprüft und be-
sprochen:
• Wo kann im Haushalt Energie 

gespart werden?
• Welche einfachen Energiespar-

maßnahmen können Sie selber 
umsetzen?

• Ist ein Gerätetausch notwendig?

Anschließend wird bei Bedarf der 
Austausch des größten Strom-
fressers in die Wege geleitet. Der 
Gerätetausch beinhaltet die Altge-
rät-Entsorgung sowie die Lieferung 
und Montage des neuen Gerätes. Die 
Anmeldung zur gratis Energiespar-

beratung mit gratis Gerätetausch 
ist in den Sozialberatungsstellen 
der Caritas und der Volkshilfe Wien 
möglich.

Das Angebot gilt für Personen, die 
eine der folgenden Voraussetzungen 
erfüllen: 
• Befreiung von den Rundfunkge-

bühren (GIS-Befreiung)
• Bezug des Heizkostenzuschusses 

des Landes
• Bezug von Sozialhilfe oder Aus-

gleichszulage
• Bezug von Wohnbeihilfe

Durch einen neuen Kühlschrank kön-
nen bis zu 100 EUR an Energiekos-
ten pro Jahr eingespart werden. Bei 
einer neuen Waschmaschine liegen 
die Einsparungen bei rund 40 EUR 
jährlich.

Zur Anmeldung für die gratis Ener-
giesparberatung mit gratis Geräte-
tausch kontaktieren Sie bitte die 
Energiesparhotline unter 05/17 76 
300 von Montag bis Freitag von 09 
bis 13 Uhr oder schreiben Sie an 

Klimawandel

Wie kommt es zur Klimaerwär-
mung? Was ist zu tun?
Klimaforscherin Helga Kromp Kolb 
informierte dazu auf der Fach-
konferenz des Österreichischen 
Behindertenrats.
https://ogy.de/fachkonferenz-
klimakrise

Förderungen für Klimaschützer*innen

Klimawandel stoppen – 
klimaneutral werden Von Emil Benesch

Anpassen allein reicht nicht. Kein Weg führt daran vorbei, die Klimaerwärmung zu stoppen. 
Für Menschen mit Behinderungen ist Klimaschutz besonders wichtig, weil sie die Auswirkungen 
der Klimaerhitzung besonders treffen.

Klimaerhitzung lässt niemanden kalt. Foto: Pixabay

https://ogy.de/fachkonferenz-klimakrise
https://ogy.de/fachkonferenz-klimakrise
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energiesparberatung@caritas-wien.
at. Informationen in  leichter Spra-
che finden Sie unter www.caritas.at/
energiesparberatung.

Reparaturbonus
Früher oder später geben liebge-
wonnene Geräte ihren Geist auf. Be-
sonders dramatisch ist das, wenn es 
für alte, gut nutzbare Geräte keinen 
barrierefreien Ersatz gibt. Solange 
neue Geräte nicht barrierefrei sind, 
ist die Reparatur von Altgeräten 
besonders wichtig. Die Reparatur 
defekter E-Geräte wird durch das 
Klimaschutzministerium gefördert. 
Mit dem Reparaturbonus sparen Sie 
50 % der Reparaturkosten, bis max. 
200 EUR je Reparatur. Die Förde-
rung bekommen Sie für in privaten 
Haushalten für Freizeit und Garten 
verwendete Elektro- und Elektronik-
geräte.

Durch das Reparieren und längere 
Verwenden von Gegenständen lassen 
sich Rohstoffe und Energie sparen. 
Ebenso lässt sich das Wachstum der 
Müllberge einbremsen. Reparieren 
ist gut für Mensch, Umwelt und 
unser Klima.

Der Reparaturbonus wird mit Mitteln 
der Europäischen Union finanziert. 
Infos und eine lange Liste förderba-
rer Geräte finden Sie unter 
www.reparaturbonus.at.

Klimafitte Gebäude
Ihre Einrichtung läuft noch mit Öl, 
Gas oder Kohle oder ist sanierungs-
bedürftig und Sie möchten das 
ändern? Das Klimaschutzministerium 

unterstützt die thermische Sanie-
rung und den Umstieg auf klima-
freundliche Heizsysteme.

Gemeinnützige Organisationen, Ver-
eine und konfessionelle Einrichtun-
gen, die auf der „Liste spendenbe-
günstigter Einrichtungen“ des BMF 
gelistet sind, sowie Gemeinden, die 
ein Gebäude überwiegend zur Unter-
bringung einkommensschwacher 
bzw. schutzbedürftiger Personen im 
Rahmen einer karitativen/gemein-
nützigen Einrichtung betreiben bzw. 
besitzen, können die Förderung 
beantragen.

Gefördert werden die Verbesserung 
des Wärmeschutzes von Gebäuden 
älter als 20 Jahre zur Unterbringung 
von einkommensschwachen oder 
schutzbedürftigen Personen sowie 
die Installation einer klimafreund-
lichen Heizung (Anschluss an Nah-/
Fernwärme, Holzheizung, Wärme-
pumpe) gemeinsam mit thermischer 
Sanierung oder als Einzelmaßnahme 
in sanierten Gebäuden. 

Das Gebäude muss nicht unbedingt 
im Eigentum sein. MIeter*innen 
eines Gebäudes zur Unterbringung 
von Schutzbedürftigen können 
ebenfalls eine Förderung beantra-
gen, wenn der Mietvertrag zumin-
dest 10 Jahre läuft. Die Förderaktion 
wird mit Mitteln der Europäischen 
Union finanziert.

Förderaktion 
„Sauber Heizen für Alle“
Die Heizung in Ihrem Einfamilienhaus 
läuft noch mit Öl, Gas oder Kohle, 
aber Sie können sich den Heizungs-
tausch nicht leisten? Das Klima-
schutzministerium unterstützt mit 
der Aktion „Sauber Heizen für Alle“ 
einkommensschwache Haushalte 
bei der Umstellung auf nachhaltige, 
klimafreundliche Heizungssysteme.

Anspruch auf die Förderung haben 
Eigentümer*innen in einem Ein- 
bzw. Zweifamilienhaus oder Reihen-
haus mit gültiger Bestätigung, dass 
sie Sozialhilfe beziehen oder von der 
GIS-Gebühr befreit sind. Gegebenen-
falls können auch andere Leistungen 
bzw. Befreiungen wie etwa ein Ein-
kommensnachweis oder ein Nach-
weis über den Bezug von Wohnbei-
hilfe herangezogen werden. 

Sie erhalten Unterstützung mit 
einer kostenlosen und umfassenden 
Energieberatung zum Thema Heizen 
und Heizungstausch sowie einer 
stark erhöhten Förderung für den 
Heizungstausch und Hilfe bei der 
Antragsstellung für die Förderung. 
Ein Förderantrag ist bis 31.12.2023 
möglich. Dafür müssen Sie sich auf 
sauber-heizen.at registrieren und 
erforderliche Unterlagen einreichen. 

Bei klassischen Bundesförderungen 
im Rahmen der Sanierungsoffensive 
www.raus-aus-oel.at sind auch 
Mieter*innen von Ein- oder Zweifa-
milienhäusern förderberechtigt. 

Informationen 
zur Förderung

Serviceteam „Sanierung und 
Kesseltausch: klimafitte Gebäu-
de für Schutzbedürftige“ 
Tel.: 01/31 6 31-712; E-Mail: 
umwelt@kommunalkredit.at 
umweltfoerderung.at/
gebaeude_schutzbeduerftige

Informationen 
zur Förderung
Serviceteam 
„Sauber Heizen für Alle“ 
Telefon: 01/31 6 31-265 E-Mail: 
heizung@kommunalkredit.at 
www.sauber-heizen.at

https://www.umweltfoerderung.at/privatpersonen/sauber-heizen-fuer-alle-2023
https://www.raus-aus-oel.at
mailto:umwelt@kommunalkredit.at
http://umweltfoerderung.at/gebaeude_schutzbeduerftige
http://umweltfoerderung.at/gebaeude_schutzbeduerftige
mailto:heizung@kommunalkredit.at
https://www.umweltfoerderung.at/privatpersonen/sauber-heizen-fuer-alle-2023
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Mein Leben – meine Rechte Von Fokus Mensch

Die meisten Menschen wissen über ihre Rechte Bescheid oder wissen zumindest, wo sie sich 
Informationen dazu holen können. Auf dem Weg in eine inklusive Gesellschaft sollte dies auch 
für Menschen mit Behinderung selbstverständlich sein. Deshalb rief Fokus Mensch den Themen-
Tag „Mein Leben – meine Rechte“ ins Leben. Rund 150 Menschen waren bei der Fachtagung am 
30. Juni 2023 in Ohlsdorf zu Gast und befassten sich mit ihrem Recht auf ein selbstbestimmtes 
Leben mit voller Teilhabe an allen gesellschaftlichen Bereichen.

Bei der Fachtagung von Fokus Mensch (Trägerverein 
OÖZIV) wurde auf größtmögliche Barrierefreiheit ge-
achtet. Gebärdendolmetscherinnen begleiteten den 

ganzen Tag die Programmpunkte, eine Illustratorin ver-
anschaulichte sämtliche Vorträge am Vormittag. Induktive 
Höranlagen waren in allen Veranstaltungsräumlichkeiten 
im Einsatz. 

„Wir unterstützen Menschen dabei, eigene Visionen zu ent-
wickeln und ihre Ziele bestmöglich zu realisieren, anstatt 
andere über sich entscheiden zu lassen. Diese Botschaft 
geht nicht nur an Einzelpersonen, sondern auch an die 
Wirtschaft und Politik unseres Landes“, erklärte Fokus 
Mensch-Landesobmann Wolfgang Neuhuber in seiner Er-
öffnungsrede. Weiters begrüßten Soziallandesrat Wolfgang 
Hattmannsdorfer, die Ohlsdorfer Bürgermeisterin Ines Mir-
lacher und Bundes-Behindertenanwältin Christine Steger 
die Gäste.
Zahlreiche Vorträge und Workshops bereicherten die 
Fachtagung: Den Beginn machte der Vortrag des Vertre-
tungsNetzes, bei dem die Erwachsenenvertretung genauer 
erläutert wurde. Die Frage, wer etwas für mich entscheiden 
darf und von wem ich möchte, dass sie oder er das macht, 
stand hierbei im Mittelpunkt.

Bei der Fachtagung sprach Felix Steigmann vom Österrei-
chischen Behindertenrat über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Der Menschenrechts-Experte verdeut-
lichte auch, wozu sich Österreich vor 15 Jahren mit der 
Unterzeichnung der UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechts-
Konvention) verpflichtet hat.

Wie jeder Mensch seine eigenen Wünsche erkennen und 
die persönlichen Ziele bestmöglich verwirklichen kann, 
schilderte Nicolette Blok im Vortrag „Personenzentriertes 
Arbeiten“.

Bei der Podiumsdiskussion nach der Mittagspause waren 
Gäste aus Politik, Gesellschaft und Angehörige von Men-
schen mit Behinderungen geladen. Jede und jeder brachte 
verschiedene Sichtweisen zutage und ermöglichte einen 
gelungenen Austausch auf Augenhöhe.

Am Nachmittag starteten die Teilnehmer*innen in die 
Workshops. Die Frage, die bei allen Workshops im Mittel-
punkt stand, war: Was möchte ICH? Sei es beim Workshop 
zur persönlichen Zukunftsplanung, wo sich die Menschen 
mit ihren Lebensträumen und Zielen beschäftigten oder 
beim Sexualworkshop „Was kribbelt da so schön?“, wo es 
darum ging, herauszufinden, was mir und meinem Körper 
guttut, oder bei der Schreibwerkstatt, wo jede und jeder 
Texte verfassen konnte, die sich ganz stark mit dem eige-
nen Leben beschäftigten – der Fokus lag ganz programm-
gemäß immer auf „Mein Leben – meine Rechte“.

Abschließendes Highlight war das Geburtstags-Konzert der 
Band "5/8erl in Ehr'n" anlässlich des 20. Geburtstages der 
Fokus Mensch-Einrichtung Feichtlgut. 

Podiumsdiskussion.       Foto: Kurt Franz Renner

Mitgliedsorganisation
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Barrierefreiheit

Mit 12. September 2023 trat 
im österreichischen Parla-
ment eine neue Hausordnung 

in Kraft. Im Zuge der Erarbeitung 
dieser Neufassung wurden auch vom 
Österreichischen Behindertenrat 
genannte Aspekte aufgegriffen und 
zitierte Bestimmungen, wonach je-
de*r Rollstuhlnutzer*in eine eigene 
Begleitperson/Evakuierungshel-
fer*in mitnehmen muss, gestrichen.
 
In einem Brief vom 18. Juli 2023 
an die Parlamentspräsident*innen 
Wolfgang Sobotka, Doris Bures und 
Norbert Hofer ersuchte Klaus Widl, 
Präsident des Österreichischen 
Behindertenrats, die Hausordnung 
rasch zu überarbeiten:

Wir sind davon überzeugt, dass ein 
barrierefreies Parlamentsgebäude 
ein wichtiger Baustein dafür ist, 
dass Menschen mit Behinderungen 
chancengleich am politischen Leben 
teilhaben können. Um einen chan-
cengleichen und selbstständigen 
Zugang zu allen Teilen des neuen 
Parlamentsgebäudes für Rollstuhl-
nutzer*innen zu gewährleisten, ist 
jedoch noch die Hausordnung anzu-
passen.

Nach den Ziffern 28 lit. c und 48 lit. 
c der aktuellen Hausordnung des 
Parlaments muss nämlich jede*r 
Rollstuhlnutzer*in eine eigene Be-
gleitperson/Evakuierungshelfer*in 
mitnehmen, um im Gefahrenfall eine 
Evakuierung über die Stiegenhäuser 
zu erleichtern. Wir gehen davon aus, 

dass im Rahmen des Umbaus des 
Parlamentsgebäudes auch die Eva-
kuierungspläne und -möglichkeiten 
überarbeitet wurden und nun diese 
Passagen, die Menschen, die einen 
Rollstuhl nutzen, ein selbstständi-
ges Nutzen des Parlamentsgebäudes 
verunmöglichen, aus der Hausord-
nung gestrichen werden können.

Gerne stehen wir Ihnen für einen 
persönlichen Austausch zu diesem 
Thema zur Verfügung.

Mit der Hoffnung um eine rasche 
Anpassung der Hausordnung ver-

bleibe ich mit freundlichen Grüßen
Klaus Widl

Parlamentsdirektor Harald Dossi 
bedankte sich im Namen der Parla-
mentspräsident*innen mit folgen-
den Worten am 21. Juli 2023 bei 
Klaus Widl für das Schreiben:

„Sehr geehrter Herr Präsident Widl!

Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 
18. Juli 2023 an den Präsidenten 
sowie an die 2. Präsidentin des Na-
tionalrates und die darin enthaltene 
Anregungen. In deren Auftrag darf 
ich Ihnen Folgendes antworten:
Auf den Aspekt der Barrierefreiheit 
wurde im Zuge der Parlamentssanie-
rung durch entsprechende bauliche 
Maßnahmen großer Wert gelegt. 
Mit 12. September 2023 wird darü-
ber hinaus in der Parlamentsdirek-
tion eine neue Hausordnung in Kraft 
treten. Im Zuge der Erarbeitung die-

Parlament: Behindertenrat regt 
Hausordnungs-Änderung an
Da das Parlament nach dem Umbau für Rollstuhlnutzer*innen barrierefrei zugänglich ist, regte 
der Österreichische Behindertenrat an, die Hausordnung des Parlaments an die neuen Gegeben-
heiten anzupassen.

Hausordnung des 
Parlaments 
Die überarbeitete Hausordnung ist 
unter https://ogy.de/
parlamentshausordnung abruf-
bar. Sie enthält keine speziellen 
Vorschriften für Menschen mit 
Behinderungen.

Agora im Parlament 
Foto: Parlamentsdirektion/Johannes Zinner

ser Neufassung wurden auch die von 
Ihnen genannten Aspekte aufgegrif-
fen und die zitierten Bestimmungen, 
wonach jede:r Rollstuhlnutzer:in 
eine eigene Begleitperson/ Evakuie-
rungshelfer:in mitnehmen muss, 
gestrichen, da das gesamte Gebäude 
nunmehr barrierefrei ist.

Wir freuen uns in Zukunft über all-
fällige weitere Anregungen Ihrer-
seits, um einen offenen Zugang zum 
Österreichischen Parlament best-
möglich sicherstellen zu können.

Mit freundlichen Grüßen
Harald Dossi

https://ogy.de/parlamentshausordnung
https://ogy.de/parlamentshausordnung
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Der Experte für digitale Bar-
rierefreiheit wird künftig als 
österreichischer Vertreter die 

Interessen von Menschen mit Behin-
derungen im neuen European Acces-
sibility Resource Centre – Accessible 
EU vorantreiben. Das Accessible EU-
Zentrum (das englische Wort „ac-
cessible“ bedeutet zugänglich) hat 
die Aufgabe, die Rechtsvorschriften 
der Europäischen Union (EU) zur 
Barrierefreiheit zu unterstützen, 
indem es den Zugang zu relevantem 
Wissen und Ressourcen erleichtert. 
Damit soll es gelingen, die Umset-
zung politischer Maßnahmen für die 
Rechte von Menschen mit Behin-
derungen zu verbessern und unter-
schiedliche nationale Standards zu 
vereinheitlichen.

Beim Accessible EU-Zentrum handelt 
es sich um eine der Leitinitiativen 

der Europäischen Strategie für die 
Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen im Zeitraum 2021 bis 2030. 
Die Einrichtung des Zentrums wurde 
im Zuge einer Abstimmung des 
Europaparlaments am 12. Juli 2022 
beschlossen. Der offizielle Launch 
des neuen Zentrums fand am 4. Juli 
2023 in Brüssel statt.

Barrierefreiheitspolitik im 
EU-Binnenmarkt
Geplant ist neben Workshops und 
Informationsveranstaltungen zu 
Barrierefreiheit auch die Einrich-
tung einer Online-Bibliothek zur 
Sammlung von Informationen zu 
Barrierefreiheit. Außerdem soll das 
Zentrum als Schnittstelle zwischen 
Community, EU-Kommission und lo-
kalen Entscheidungsträger*innen in 
Wirtschaft und Politik den Austausch 
fördern und vernetzen. Geplant ist 
auch die Durchführung einer wissen-
schaftlichen Studie pro Jahr und 
die Entwicklung neuer Standards 
für Barrierefreiheit auf EU-Ebe-
ne. Inhaltliche Schwerpunkte des 
Zentrums liegen auf barrierefreiem 
Bauen, Transport sowie Informati-
ons- und Kommunikationstechno-
logien.

Barrierefreiheitsgesetz
Das österreichische Barrierefrei-
heitsgesetz für digitale Anwen-
dungen verpflichtet Unternehmen, 
bestimmte Produkte und Dienst-
leistungen im Bereich Informations- 
und Kommunikationstechnologie, 
die für Menschen mit Behinderun-
gen als besonders wichtig eingestuft 
wurden, ab 28. Juni 2025 grund-
sätzlich nur noch barrierefrei auf 
den Markt zu bringen.

Dies betrifft sowohl Produkte wie 
PCs, Smartphones, Modems, E-Rea-
der, Smart-TV-Geräte, Spielkonso-
len, Bankomaten und Fahrkarten-
automaten sowie Dienstleistungen 
wie E-Banking, E-Commerce, E-Ti-
cketing, Videotelefonie, Online-
Messenger-Dienste, E-Books und 
SMS-Dienste. 

EU-Center für Barrierefreiheit
Klaus Höckner, Vorstand der Hilfsgemeinschaft der Blinden und Sehschwachen Österreichs und 
Präsidiumsmitglied des Österreichischen Behindertenrats, wurde zum „National Expert“ für das 
transformative Wissenszentrum für Barrierefreiheit der EU-Kommission, das sogenannte Acces-
sibleEU Centre, ernannt.

Weiterführende Infos

Accessible EU 
https://ogy.de/AccessibleEU

Barrierefreiheitsgesetz
https://ogy.de/
Barrierefreiheits-Gesetz

Klaus Höckner engagiert sich als Vor-
stand der Hilfsgemeinschaft seit Jahren 
auf nationaler und EU-Ebene für Barrie-
refreiheit – mit einem Schwerpunkt auf 
digitaler Barrierefreiheit.

Foto: Franz Pfluegl

Barrierefreiheit

https://ogy.de/AccessibleEU
https://ogy.de/Barrierefreiheits-Gesetz
https://ogy.de/Barrierefreiheits-Gesetz
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Medien

Die Berichterstattung über Menschen mit Behinde-
rungen dreht sich meist um sportliche Ereignisse 
oder Charity-Events, wobei letztere klischeehafte 

Inszenierungen von Menschen mit Behinderungen als 
Bittsteller*innen oder mitleiderregende Opfer begünsti-
gen. Die alltagsnahe Darstellung und Teilhabe „gewöhn-
licher“ Menschen mit Behinderungen kommt daneben zu 
kurz. Zu diesem Ergebnis gelangte eine aktuelle Studie 
der Medienanalyse-Agentur MediaAffairs zum Thema 
„Inklusion und Behinderung“. 

Social Media
Während in traditionellen Medien Charity-Aktionen 
populär und präsent sind, zeigt sich in sozialen Netzwer-
ken ein Gegentrend: Kanäle wie beispielsweise Insta-
gram, Facebook, Twitter und TikTok werden zunehmend 
genützt, um auf persönliche Anliegen aufmerksam zu 
machen. Menschen mit Behinderungen inszenieren 
sich auf Social Media fast nie in der Opferrolle, sondern 
treten meist selbstbewusst und fordernd auf. Studienau-
torin Maria Pernegger zufolge ist der große Unterschied 
zwischen der medial immer noch teils sehr klischeebe-
hafteten Außensicht auf der einen und der Selbstdarstel-
lung von Menschen mit Behinderungen auf der anderen 
Seite ein klarer Beleg für die verzerrte Darstellung von 
Menschen mit Behinderungen in der Öffentlichkeit.

Bewusstseinsbildung
In Relation zur Jahresstudie 2015/2016 über die media-
le Darstellung, Sichtbarkeit und Inszenierung von 
Menschen mit Behinderungen werden in der 2023 
veröffentlichten Untersuchung über den Berichtszeit-
raum 2021/2022 in Tageszeitungen und via Social Media 
verstärkt Beiträge über positive Projekte und Rollenvor-
bilder publiziert. Darüber wird der Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderungen mehr Raum gegeben, 
etwa mit Beiträgen über Barrierefreiheit oder Persönli-
che Assistenz. Zudem werden Menschen mit Behinderun-
gen im beruflichen Umfeld verstärkt dargestellt.

Diskriminierung und 
Klischees
Jeder vierte der analysierten Beiträge über Menschen 
mit Behinderungen widerspricht der UN-Konvention über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen. So werden 
beispielsweise diskriminierende Begriffe verwendet und 
Klischees inszeniert. Auch hier ist eine positive Ent-
wicklung zu verzeichnen: In den Jahren 2015 und 2016 
enthielt noch beinahe jede zweite Medienbeitrag prob-
lematische Aspekte. Dabei zeigt sich Pernegger zufolge 
ein großes Qualitätsgefälle zwischen unterschiedlichen 
Massenmedien: Boulevardblätter schneiden deutlich 
schlechter ab. 

Menschen mit Behinderungen 
medial wenig sichtbar
Obwohl in den letzten Jahren zunehmend über die Anliegen von Menschen mit Behinderungen 
berichtet wird, bleiben die Themen Inklusion und Behinderung in österreichischen Massenme-
dien nach wie vor tabuisierte Randthemen. So entsteht kein Abbild der Realität, sondern eine 
verzerrte Konstruktion und Teilwirklichkeit, die umfassender Inklusion im Weg stehen kann.
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Medien

Interview mit Maria Pernegger
Österreichischer Behindertenrat: 
Frau Pernegger, Sie haben bereits 
etliche Studien zur Wahrnehmung ge-
sellschaftspolitisch relevanter Themen 
in der Öffentlichkeit durchgeführt. 
Ihre neueste Analyse, die in Zusam-
menarbeit mit der Behindertenan-
waltschaft, der Energie Steiermark, 
Sodexo Österreich und den Wiener 
Stadtwerken entstand, beschäftigt 
sich ausführlich mit der Darstellung 
von Menschen mit Behinderungen im 
medialen Kontext. Wodurch unter-
scheiden sich die Ergebnisse der 
sieben Jahre zuvor durchgeführten 
Studie von jener der aktuellen Unter-
suchung? 

Maria Pernegger: Zum einen haben 
wir die gleichen Fragestellungen wie 
damals wieder gestellt, um Ver-
gleiche und Entwicklungen abzubil-
den. Unser Fokus liegt auf Präsenz, 
Darstellung und Inszenierung von 
Menschen mit Behinderung und der 
Auseinandersetzung mit dem Thema 
Behinderung und Inklusion im öf-
fentlichen Diskurs. Zusätzlich wurde 
in der aktuellen Studie mit der Ana-
lyse von Social Media-Kanälen ein 
immer relevanter werdender Aspekt 
neu ergänzt.

Die Ergebnisse zeigen einige posi-
tive Entwicklungen, die nicht unter 
den Tisch gekehrt werden sollen. 
Man merkt, dass in manchen Re-
daktionen ein Sensibilisierungspro-
zess stattfindet und die verstärkte 
Auseinandersetzung mit dem Thema 
zumindest punktuell passiert. So 
gibt es deutlich mehr Beiträge, die 
zur Bewusstseinsbildung beitragen: 
Berichte, die zeigen, wie Inklusion 
gelebt werden kann oder was es 
braucht, damit Inklusion als Men-
schenrecht realisiert wird. Es gibt 
ein steigendes mediales Interesse 
an Themen wie Persönlicher Assis-
tenz und Barrierefreiheit, es werden 
verstärkt aufklärende Beiträge über 
Diskriminierungen gebracht. Es ist 
mir zudem wichtig zu sagen, dass 
es in den Redaktionen aller unter-
suchten Medien Journalist*innen 
gibt, die wertschätzend, informativ 
und aufklärend im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention im 
Bereich Inklusion berichten. Aber es 
gibt eben auch die anderen, die das 
nicht tun. Entweder fehlt dort das 
Wissen oder es ist Ignoranz.

Damit komme ich zu den kritischen 
Punkten. In einigen Bereichen 
hat sich nämlich wenig bis nichts 
verändert. Das umstrittene Thema 
Charity ist immer noch hoch im 
Kurs, insbesondere rund um Weih-
nachten. Es schafft ein verzerrendes 
Bild und begünstigt Vorurteile und 
Berührungsängste. Nach wie vor 
werden Menschen mit Behinderun-
gen – insbesondere im Boulevard 
– sehr klischeebehaftet dargestellt 
– als bemitleidenswertes Opfer oder 
als starke Held*innen. Es gibt zwar 
mehr Alltagsberichterstattung, aber 
immer noch zu wenig. Menschen mit 
Behinderungen und Alltagsthemen 

für Menschen mit Behinderungen 
sind immer noch Randthemen. Es 
gibt Themen, die in der medialen 
Auseinandersetzung fehlen oder 
nur gestreift werden. Der Bildungs-
bereich ist einer davon, aber auch 
leistbares, barrierefreies Wohnen 
oder Arbeitsbedingungen und Ent-
lohnung für Menschen mit Behinde-
rungen.

Österreichischer Behindertenrat: 
Weshalb finden die Themen Inklusion 
und Behinderung im öffentlichen Dis-
kurs so wenig Gehör?

Maria Pernegger: Menschen mit Be-
hinderungen sind keine Minderheit, 
fast jeder fünfte Mensch in Öster-
reich lebt mit einer Behinderung. 
Aber die Gruppe ist inhomogen und 
eine Behinderung ist für viele immer 
noch etwas Tabuisiertes. Es gibt 
engagierte Interessenvertretungen 
und Selbstvertretungen, aber man 
kommt damit kaum in der breiten 
Masse an. Das zeigt sich schon allein 
auf Social Media, wo man wenig 
Reichweite generieren kann. Dazu 
kommt, dass die Politik Inklusion 
auf der politischen Agenda fast 
gänzlich ausblendet. Fehlt die Auf-
merksamkeit, fehlt auch die Energie, 
das ist ein simpler Zusammenhang. 
Inklusion ist kein Thema, bei dem 
die breite Öffentlichkeit aufschreit 
und sagt „macht endlich!“. Dieser 
Umstand bremst die großen Ent-
wicklungen und Fortschritte jeden-
falls aus.

Österreichischer Behindertenrat: 
Wie kann das Ziel der Bewusstseins-
bildung im Sinne der UN-Behinder-
tenrechtskonvention über den Weg 
der Massenmedien verstärkt erreicht 
werden?

Maria Pernegger  Foto: Walter Lhotzky
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Maria Pernegger: Durch Bewusst-
seinsbildung und Aufklärung in der 
Journalismusausbildung und in den 
Redaktionen kann in einem ersten 
Schritt viel bewegt werden. Aber 
man darf Verantwortung und Initia-
tiven auch von der Wirtschaft oder 
der Politik einfordern, die jeweils 
starke, sichtbare Player und damit 
Hebel für Inklusion sein können. 
Etwa indem der mediale Fokus auf 
Taten und echte Initiativen im 
Inklusionskontext gerichtet wird – 
anstelle von Scheinmaßnahmen, 
Charity und oberflächlichen Marke-
tingmaßnahmen.

Österreichischer Behindertenrat: 
Welche Chancen eröffnen Social 
Media für die Anliegen von Menschen 
mit Behinderungen?

Maria Pernegger: Social Media er-
laubt, dass praktisch jede Person 
und Organisation öffentlich kom-
munizieren kann. Das ist grund-
sätzlich eine Chance, gerade dann, 
wenn sich das Unterkommen in den 
klassischen Medien als schwierig 
gestaltet. Die Herausforderung 
dabei ist: Es braucht Ressourcen und 
Reichweite, um auch außerhalb der 
eigenen Filterblase Aufmerksamkeit 
zu erreichen und wirksam zu sein. 

Es zeigt sich aber, dass einzelne, 
erfolgreiche Influencer*innen mit 
Behinderungen aktiv sind und es 
ihnen durchaus gelingt, Themen 
hochzubringen und zu informieren. 
Ein Beispiel dafür ist der deutsche 
Aktivist Raul Krauthausen. 

Aber es gibt auch Persönlichkeiten 
in Österreich – vor allem aus dem 
Sport – die sich nicht nur für die 
eigene Profilierung, sondern auch 
für Inklusion einsetzen und ihre 
Sichtbarkeit auf Social Media für Be-
wusstseinsbildung nutzen und selbst 
Rolemodels sind. 

Inklusion im Spiel Von Eva-Maria Fink

In Artikel 30 der UNBRK ist die Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und 
Sport geregelt – explizit wird in Absatz 5 auf Erholungs-, Freizeit- und Sportmöglichkeiten 
eingegangen und unter Paragraph D, „dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit 
anderen Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilnehmen können, ein-
schließlich im schulischen Bereich.“

Da momentan keine schulische Integration bzw. Inklu-
sion von Kindern mit Behinderungen flächendeckend 

in Österreich besteht, stellen Spielplätze theoretisch 
einen niederschwelligen Begegnungsort zwischen Kin-
dern mit Behinderungen und Kindern ohne Behinderun-
gen dar.

Barrierefreie Spielplätze sind allerdings auch nicht 
flächendeckend vorhanden, und oft sind nur einzelne 
Spielgeräte für Kinder mit Behinderungen vorhanden. 
Diese Spielgeräte fördern in den seltensten Fällen die 
Interaktion zwischen sich unbekannten Kindern und 
daher wird der Spielplatz als Begegnungsort nicht in 
seinem vollen Potential ausgeschöpft. 

Der Spielplatz als Begegnungsort
Foto: Jayden Becker

Gesamter Beitrag 
auf der Website des Österreichischen Behindertenrats
https://ogy.de/inklusion-im-spiel

https://ogy.de/inklusion-im-spiel
https://ogy.de/inklusion-im-spiel
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Barrierefreiheit

Forschende des Department Electronic Engineering 
an der Fachhochschule Technikum Wien erforschen 
und entwickeln im Rahmen eines interdisziplinären 

Projekts innovative technische Lösungen für Menschen 
mit eingeschränkter Beweglichkeit: Die FlipMouse Mund-
steuerung, das Tasten-Interface FABI (Flexible Assisti-
ve Button Interface) und das kapazitive Touchpad mit 
speziellen Funktionen zur Umgebungssteuerung FlipPad 
sollen Menschen mit eingeschränkter Motorik befähigen, 
im digitalen Bereich mehr Autonomie und Selbständig-
keit zu erlangen. 

Beteiligung von Menschen mit 
Behinderungen an der Entwicklung
Die Entwicklung und Evaluation der technischen Lö-
sungen wurde unter Beteiligung von Menschen mit 
Behinderungen im Zuge mehrerer Forschungsprojekte 
durchgeführt. Die Projekte verfolgen das Ziel, Menschen 
mit schweren körperlichen Behinderungen Möglichkeiten 
anzubieten, elektronische Geräte zu steuern und so mehr 
Autonomie und Unabhängigkeit bei der Verwendung 
digitaler Technologien zu erlangen. So können etwa das 
Internet genutzt, die Umgebung im Smart Home gesteu-
ert sowie Computerspiele oder Musikinstrumente gespielt 
werden.

Das FABI-System ersetzt die Computermaus oder die 
Tastatur und ermöglicht komplexe Interaktionen über 
einen oder mehrere Taster (Assistive Switches). So kann 
schrittweise eine Menüauswahl erfolgen. Es ist zudem 
möglich, einen Maus-Cursor zu steuern, aber auch Buch-
staben und Worte einzugeben und durch eine syntheti-
sche Stimme aussprechen zu lassen.

Das FlipPad dient ebenfalls zur Computersteuerung so-
wie zur Verwendung von Geräten in der Umgebung über 
eine integrierte Infrarot-Fernsteuerung. Hier wird als 
Sensor ein kapazitives Touchpad verwendet, das kleinste 
Fingerbewegungen misst. 

Die FlipMouse verfügt über einen „Null-Wege-Joystick“, 
der sehr empfindlich ist und subtile Bewegungen von 
Mund oder Fingern auswertet. Bereits minimale Kräfte wie 
Lippenbewegungen sind zur Verwendung ausreichend. Die 
Klickaktivität kann durch Druckänderung am Mundstück 
(durch leichtes Pusten oder Ansaugen – wie etwa durch 
die Laute „sip/puff“) oder durch Anschluss externer Taster 
erreicht werden. Dies ermöglicht eine präzise Steuerung 
von Maus und Tastatur sowie eine drahtlose Steuerung 
von Geräten über Infrarot-Signale oder Bluetooth.

Eine grafische Konfigurationssoftware ermöglicht, 
Funktion und Empfindlichkeit der FlipMouse anzupassen. 
Mehrere Speicherplätze für verschiedene Konfigura-
tionen sind auf dem Gerät verfügbar. Benutzer*innen 
können dadurch selbständig zwischen der Verwendung 
eines Computers, eines Smartphones und eines TV-Geräts 
wechseln.

In der aktuellen Version 3 verfügt die FlipMouse über 
ein neues Sensorsystem (basierend auf Dehnungsmess-
streifen und 24-Bit Analog-Digital-Wandlern), wodurch 
die Sensitivität und die Stabilität gegenüber Störungen 
weiter erhöht werden konnten.

Unterstützungs-Technologien für 
Menschen mit eingeschränkter 
Beweglichkeit
An der Fachhochschule Technikum Wien werden Open Source-Lösungen wie eine Mundsteue-
rung, ein Tasten-Interface und ein kapazitives Touchpad mit speziellen Funktionen zur Umge-
bungssteuerung entwickelt, die Menschen mit eingeschränkter Motorik digitale Autonomie und 
Selbständigkeit ermöglichen sollen. 

Fotos: FH Technikum Wien
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Die FlipMouse, das FlipPad und das FABI-Tasteninterface 
werden als Bausätze angeboten und können von Anwen-
der*innen bzw. deren Bezugspersonen selbst zusammen-
gesetzt werden.

So kann der Verein AsTeRICS Foundation die Systeme 
zu einem Bruchteil der Kosten von „Off-the-Shelf“-Pro-
dukten anbieten. Alle Design-Dateien für Hardware und 
Software sind über die Open Source Plattform GitHub 
verfügbar und können – unter Einhaltung der Lizenzbe-
dingungen – kostenlos verwendet und verändert werden. 
Die AsTeRICS Foundation gibt in Zusammenarbeit mit 
der Wissensdrehscheibe für Barrierefreie Technologien 
Informationen zur Fertigung und Anwendung der Tech-
nologien in Form von Workshops weiter.

Wissensdrehscheibe
Die Wissensdrehscheibe für barrierefreie Technologien 
stellt ihr Wissen Partnerorganisationen und Privatperso-
nen kostenlos zur Verfügung. Das Workshop-Programm 
wird u.a. von der der Fachhochschule Campus Wien, der 
Fachhochschule Joanneum Graz und dem Dachverband 
der Ergotherpeut*innen (Ergo Austria) gebucht. Weiters 
nutzen Berufsgruppen wie Elementarpädagog*innen 
oder Therapeut*innen für basale Förderklassen das An-
gebot der Wissensdrehscheibe. 

Die Entwicklung der Hardware- und Software-Applikatio-
nen wird u.a. von der Stadt Wien (MA23) im Rahmen des 
Projektes „Wissensdrehscheibe für Barrierefreie Techno-
logien“ gefördert. Die Verbreitung findet in Zusammen-
arbeit mit der gemeinnützigen AsTeRICS Foundation 
statt. 

Weiterführende Infos

AsTeRICS-Foundation
www.asterics-foundation.org

Wissensdrehscheibe für barrierefreie Technologien
https://wbt.wien

Woche der mentalen 
Gesundheit

Bereits zum vierten Mal initi-
ierte Mental Health Europe 
die „Mental Health Week“, 

welche von 22. bis 28. Mai 2023 
stattfand.

Unter dem Motto „Mentally healthy 
communities – thriving together“ 
wurde der Fokus auf die Bedeutung 
von Gemeinschaften – sei es zu Hau-
se, am Arbeitsplatz, in der Schule, 
… – für die mentale Gesundheit 
gelegt. Verschiedene online- und 

offline-Aktionen machten darauf 
aufmerksam, so auch die Beleuch-
tung von öffentlichen Gebäuden 
in der Farbe Grün – der Farbe für 
psychische Gesundheit.

Die pro mente Austria Mitglieds-
organisation pro mente kärnten 
setzte dabei ein besonders ein-
drucksvolles Zeichen: Am 24. Mai 
2023 erstrahlte der Pyramidenkogel 
leuchtend grün.  Der grün leuchtende Pyramidenkogel 

Foto: pro mente kärnten/Nicolas Zangerle

http://www.asterics-foundation.org
https://wbt.wien
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Buchrezensionen

In „Paula und die Zauberschuhe“, das von Alexandra Haag geschrieben 
und von Carolina Moreno illustriert wurde, geht es um Paula, die aufgrund 

einer Spastik Orthesen trägt, die sie „Zauberschuhe“ nennt. 

Einerseits erzählt das Buch von vielen Ereignissen in Paulas Leben, wie sie 
mit der Spastik umgeht, und erklärt, welche Arten von Therapien und medi-
zinischen Untersuchungen sie machen muss. Außerdem wird der Begriff der 
Spastik genauer erklärt.

Andererseits wird auch einfach erzählt, wie Paulas Alltag abläuft, es wird von 
ihrem Familienleben berichtet und von ihren Lieblingsaktivitäten. Die Auto-
rin schafft hier eine Balance zwischen der medizinischen Information und der 
eigentlichen Geschichte dieses Kinderbuchs.

„Paula und die Zauberschuhe“ ist liebevoll illustriert und schildert anschau-
lich den Alltag eines Kindes mit einer Spastik. Es greift viele Themen auf, 
sowohl Paulas ganz normalen Tagesablauf und -rhythmus als auch die Arzt- 
beziehungsweise Therapiebesuche, die sie aufgrund ihrer Spastik erledigen 
muss. Dabei bemüht sich die Autorin, das Thema „Behinderung“ beziehungs-
weise „Spastik“ einfühlsam und anschaulich darzubringen. 

Alexandra Haag
Paula und die Zauberschuhe. 
Mabuse-Verlag, 2018. 
Preis 20,95 EUR

„Risiko Demenz für Menschen mit 
Lernschwierigkeiten – Ergebnisse
internationaler Studien“ Von Melissa Felsinger 
von Christina Kuhn und Anja Rutenkröger

Das Buch behandelt die Ergebnisse wissenschaftlicher Studien, die den Zu-
sammenhang von Lernschwierigkeiten und Demenz erforschen. Es wird 

näher auf unterschiedliche Lernschwierigkeiten eingegangen, etwa das Down-
Syndrom, und versucht, einen möglichen Zusammenhang zwischen verschie-
denen Lernschwierigkeiten und einer (Alzheimer-)Demenz zu erkennen und zu 
erklären.

In dem Werk wird vor allem das Down-Syndrom näher erklärt und beschrieben, 
auch in Verbindung mit Demenz und einem möglichen früheren Tod. Unter-
stützende Studien zeigen Zusammenhänge, und Grafiken veranschaulichen 
die gebrachten Informationen. Auch werden Tipps beziehungsweise Hinweise 

„Paula und die Zauberschuhe“
von Alexandra Haag und Carolina Moreno Von Melissa Felsinger
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„Schon immer ein Krüppel“
von Benjamin Schmidt      Von Melissa Felsinger

In „Schon immer ein Krüppel“ 
erzählt Benjamin Schmidt mit viel 

schwarzem Humor und Sarkasmus die 
Geschichte eines querschnittgelähm-
ten Jungen. Das Buch ist 2020 im 
Verlag „Edition Outbird“ erschienen.  

Der Roman ist teilweise autobio-
grafisch. Der Protagonist Benjamin 
(„Benni“) schildert sein Leben mit 
einer Querschnittslähmung von den 
verschiedenen Hürden im Alltag über 
spezielle Erfahrungen bis hin zu einer 
beginnenden Liebesgeschichte. Ben-
jamin Schmidt ist dabei sehr ehrlich 
und bedient sich einer ordentlichen 
Portion schwarzen Humors.

Die Beziehungen, die der Protagonist 
zu seinen Mitmenschen hat, spielen 

in dem Buch eine große Rolle. Er be-
richtet auch über seine Erfahrungen 
mit seiner Behinderung und damit 
verbundene Herausforderungen be-
ziehungsweise seiner neuen Realität.

Franziska Appel bereichert den 
Roman immer wieder mit kleinen 
schwarz-weißen Zeichnungen, die 
oft auch zu den jeweiligen, ihnen 
vorangehenden Kapiteln dazupassen. 
„Schon immer ein Krüppel“ ist ein 
Buch voller Sarkasmus und schwarzen 
Humors, das nicht davor zurück-
schreckt, sich selbst nicht so ernst 
zu nehmen. Dennoch werden auch 
schwierige Themen wie Ableismus, 
Depressionen, Selbstzweifel und 
Suizid behandelt. 

gegeben, wie Gespräche mit Menschen, die sowohl das 
Down-Syndrom als auch Demenz haben, gestaltet werden 
können beziehungsweise sollten. Verschiedene Strategien, 
das bestehende Erinnerungsvermögen eines Menschen mit 
Demenz zu fördern oder zu bewahren, werden aufgelistet 
– vor allem die Bewahrung von positiven Erinnerungen, 
häufig aus Kindheit und Jugend, sei wichtig. 

Christina Kuhn und Anja Rutenkröger
Risiko Demenz für Menschen mit Lernschwierigkeiten 
– Ergebnisse internationaler Studien. Mabuse-Verlag, 
2018. Preis 36,00 EUR

Benjamin Schmidt
Schon immer ein Krüppel. 
Edition Outbird, 2020. 
Preis 13,00 EUR
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